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LEVEL UP YOUR SKILLS
Home Office-Kompetenzen, Restrukturierungskompetenzen, Leadership-Kompetenzen

Symptom-Behandlung meint in diesen Tagen nicht nur Medizinisches. Das „neue 
Normal“ setzt die gesamte Wirtschaft unter Zugzwang. Es Bedarf konkreter Maßnahmen mit 
klaren Vorgehensmodellen. Denn abseits technischer Video-Meeting-Herausforderungen 
fehlt es vielerorts an Toolkits für das Personalmanagement. 
- Wie verhalte ich mich und führe andere aus dem Home-Office heraus? 
- Wie führen meine Führungskräfte „remote“ das Personal?  
- Wie strukturiere ich nötigenfalls erfolgreich um (strukturell, arbeitsrechtlich & 

psychologisch)? 

HRnetworx bietet Ihnen kostengünstige und kompakte Webinar-Programme als 
Weiterbildungsmedium an: 

Restrukturierungskompetenz für Manager & HR
Live WebPro am 3.9.2020, 9:00 – 12:15 Uhr

Behandlung der Aspekte Restrukturierungs-Prozess, -Recht und 
-Psychologie. Eine so einschneidende Maßnahme wie Restrukturierung – und 
sei es nur in Teilbereichen eines Unternehmens - ist nach vielen Jahren des 
wirtschaftlichen Wachstums bei den wenigstens Verantwortlichen ein geübter 
Vorgang. Preis inkl. Unterlagen & Aufzeichnung: 295 € (netto).

Mitarbeiter anmelden: https://bit.ly/webpro-restrukturierungskompetenz

New Leadership für eine New Work nach der Krise
Live WebPro am 11.9.2020, 9:00 – 12:30 Uhr

2 Module: New Work-Leadership + New Neuro-Leadership. Wir bieten Ihnen 
angesichts der aktuell begrenzten PE-Budgets zwei Webinar-Programm-
Module (jeweils 90 Min.) mit den wichtigsten Praxis-Tipps für eine erfolgreiche 
Führung in und nach der Krise an. Preis inkl. Unterlagen & Aufzeichnung: 295 € 
(netto).

Mitarbeiter anmelden: https://bit.ly/webpro-leadership

Home Office Kompetenzen für Ihre MitarbeiterInnen
und Führungskräfte
Live WebPro am 30.10.2020, 14:00 – 17:30 Uhr

Erfolgreiches Selbstmanagement + Führung für das Arbeiten im Home Office. 
Zwei Module (jeweils 90 Min.) für die wichtigsten Home Office-Kompetenzen für 
Ihre MitarbeiterInnen, die im Home Office arbeiten (Modul 1) und die 
Führungskräfte, die diese zu führen haben (Modul 2) an. 
Preis inkl. Unterlagen & Aufzeichnung: 125 € (netto) pro Modul.

Mitarbeiter anmelden: https://bit.ly/webpro-home-office



www.datev.de/personal

Mit der leistungsstarken DATEV-Software sind Sie rundum bestens auf-

gestellt, von der Mitarbeiterverwaltung bis hin zu den Reise kosten. Und 

die Lohn- und Gehaltsabrechnung haben Sie natürlich auch jederzeit im 

Griff: gesetzlich stets aktuell, korrekt, sicher – und der Datenaustausch 

mit Institutionen erfolgt automatisch über die DATEV-Cloud. Darüber 

hinaus profi tieren Sie bei DATEV auch noch von den zahlreichen Schu-

lungs- und Weiterbildungs angeboten.

Mitarbeiter verwalten, Löhne abrechnen – 

kann ich mich einfach verlassen.

auf meine Personalsoftware
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Liebe Leserinnen und Leser,

das Thema Gesundheit beschäftigt uns derzeit mehr denn je.  
Was aber langfristig und abseits der aktuellen Corona-Pandemie für Arbeit
geber noch zu tun ist, beleuchten wir in dieser Ausgabe ausführlich. 

Im Titelthema (S. 504 ff.) widmen sich die Autoren dem Betrieblichen 
Gesundheitsmanagement und zeigen zunächst ganz grundsätzlich auf, 
welchen Nutzen vor allem Unternehmen selbst von gesunden Mitarbeitern 
haben und welche Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats zu beachten sind. 
Exemplarisch gehen sie dann detailliert auf den Betriebssport ein.  
Dieser präventive Ansatz sorgt nicht nur für gesunde Arbeitnehmer,  
sondern auch für Motivation und ein „Wir-Gefühl“ innerhalb der Belegschaft. 
Vielleicht kann das sogar vor einem Dilemma bewahren, vor dem viele  
Arbeitgeber stehen: Was tun bei häufigen Kurzzeiterkrankungen?  
Unser Beitrag hierzu (S. 512 ff.) stellt zwar zunächst dar, wie man bei  
einer Kündigung vorgehen sollte, setzt aber zurecht den Schwerpunkt  
auf Prävention.

Sie sehen also, Unternehmen stehen bei der Mitarbeitergesundheit –  
schon in eigenem Interesse – in der Pflicht. So zieht das Thema weitere 
Kreise: Eine Ursache für Demotivation, häufige Fehlzeiten und schlechte 
Stimmung im Betrieb kann Mobbing sein. Welche Pflichten auf Arbeitgeber-
seite bestehen und wie Führungskräfte sowohl präventiv als auch im Fall  
der Fälle vorgehen müssen, lesen Sie ab S. 522.
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Das Coronavirus grassiert jetzt seit einem halben Jahr 
in Deutschland – und hat unser Leben seitdem funda­
mental verändert. Privat und im Beruf.
Für die meisten war der plötzliche Shutdown eine 
große Herausforderung. Und wir sind von einem 
„Normalbetrieb“ noch weit entfernt. Ich selbst habe 
erlebt, was es bedeutet, Kinderbetreuung und Beruf 
zu Hause unter einen Hut zu bekommen – das geht  
an die persönlichen Grenzen. 

Corona ist auch nach wie vor eine enorme Heraus­
forderung für unsere Volkswirtschaft, für Unternehmen 
und ihre Beschäftigten. Deutschland befand sich 
schon vor der Pandemie inmitten eines Struktur­
wandels. Der hat durch Corona jetzt noch einmal 
deutlich an Fahrt hinzugewonnen.
Gegenwärtig erleben wir eine beschleunigte 
Digitalisierung. Arbeitsprozesse werden schneller 
automatisiert, Arbeitsumgebungen schneller smart. 
Und nicht nur das Konsum- und Freizeitverhalten, 
auch die Arbeitsorganisation hat sich verändert.  
Das zeigt sich gerade beim Homeoffice, das plötzlich 
für Millionen von Beschäftigten zur „neuen Norma­
lität“ wurde: In Spitzenzeiten arbeitete jede/jeder 
Zehnte ausschließlich von zu Hause aus. Zwar sinkt 
dieser Anteil mit zunehmender Lockerung der 
Maßnahmen langsam, der Anteil an Homeoffice-
Arbeitenden bleibt jedoch konstant auf einem 
vergleichsweise hohen Niveau: Nach wie vor arbeiten 
laut Mannheimer Corona-Studie (German Internet 
Panel) ca. ein Viertel derjenigen, die im Januar vor der 

Corona-Pandemie erwerbstätig waren, heute mindes­
tens teilweise von zu Hause aus. Vor Covid-19 wurde 
der Anteil an gelegentlichem bis regelmäßigem Home­
office auf 12 bis 22 % geschätzt. 
Die Umstellung auf mobiles Arbeiten und Homeoffice 
innerhalb weniger Tage und Wochen war für Unter­
nehmen und Beschäftigte ohne Vorbild. Als Bundes­
ministerium für Arbeit und Soziales haben wir deshalb 
über unsere Initiative „Neue Qualität der Arbeit“,  
eine Plattform für Arbeitsqualität und den Wandel  
der Arbeit, umgehend praxisorientierte Handlungs­
empfehlungen auf der Webseite www.inqa.de 
veröffentlicht. Das wird sehr gut angenommen,  
wie unsere Klickzahlen zeigen.
Viele Unternehmen haben gemerkt: Die Leistung  
ihrer Angestellten geht – anders als befürchtet –  
nicht zurück. Die Erfahrung vieler Beschäftigter ist: 
Digitales Arbeiten funktioniert. Das deckt sich  
mit Erfahrungen aus anderen Ländern, in denen 
Homeoffice schon länger Usus ist. 
Aber wir sehen auch: Durch digitales und ortsflexibles 
Arbeiten entstehen neue Herausforderungen,  
z. B. an die Führungskultur, aber eben auch Gefahren, 
etwa durch Entgrenzung der Arbeit. Neue Arbeits­
formen brauchen daher klare Regeln. Und die wollen 
wir gestalten.
Auch bei der Gestaltung digitaler Arbeit müssen wir 
die Interessen von Arbeitnehmerinnen und Arbeit­
nehmern sowie Arbeitgebern in einen angemessenen 
Ausgleich bringen. Dies ist ein komplexes, vielschichti­
ges Thema, das nicht nur das Arbeitsrecht, sondern 
auch den Arbeits- und Gesundheitsschutz betrifft.  
So bedürfen etwa Fragen des Unfallversicherungs­
schutzes zu Hause, der Arbeitszeitgestaltung oder 
auch der digitalen Ausstattung eines gesetzlichen 
Rahmens, einschließlich einer Flexibilität für tarifliche 
oder betriebliche Regelungen. Und es muss die Frage 
beantwortet werden, wie mobile Arbeit sinnvoll  
von der hoch regulierten Telearbeit – unter Berück­
sichtigung eines angemessenen Arbeitsschutzes – 
abgegrenzt werden kann.  
Es geht nicht um die Frage, ob das Büro als Arbeitsort 
abgeschafft werden soll. Digitales und ortsflexibles 
Arbeiten hat großes Potenzial. Klar ist aber auch,  
dass Homeoffice in vielen Branchen und Tätigkeiten 
keine Option ist. Homeoffice darf nicht zu einem 
Arbeitsmodell für sozialstaatlich und finanziell gut 
abgesicherte Arbeitnehmerschichten allein werden. 
Denn die neuen digitalen Infrastrukturen eröffnen 
auch für Basisarbeiterinnen und Basisarbeiter neue 
Möglichkeiten der Entlastung. So werden künftig auch 
Callcenter-Beschäftigte zunehmend von zu Hause 
arbeiten können. 
Entscheidend ist – für die digitale und analoge Arbeit 
der Zukunft gleichermaßen –, Veränderungen der 
Arbeitswelt frühzeitig zu erkennen und rechtzeitig zu 
gestalten. 

Digitalisierung:
Erkennen und gestalten

Björn Böhning 
Staatssekretär  

im Bundesministerium  
für Arbeit und Soziales
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Arbeitsmarkt: Fortschritte bei der Integration Geflüchteter

Laut einer Studie des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) kommt die Integration Geflüchteter in 
den hiesigen Arbeitsmarkt in den vergangenen Jahren verhältnismäßig gut voran. Ermittelt wurden die Daten auf 
Grundlage einer gemeinsamen repräsentativen Befragung von etwa 8.000 Geflüchteten, die zwischen 2013 und 
2016 nach Deutschland gekommen waren, durch das Sozio-oekonomische Panel am DIW, das Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) und das Forschungszentrum des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF).
Die Erwerbsbeteiligung von Geflüchteten hierzulande lag demnach im Jahr 2016 noch bei mageren 14 %.  
Im Jahr 2018 stieg der Wert dann auf immerhin 43 %. Berücksichtigt wurden Voll- und Teilzeitbeschäftigungen 
sowie geringfügige Beschäftigung und entsprechend vergebene Ausbildungsplätze. DIW-Expertin Felicitas 
Schikora verbucht den Anstieg „durchaus als Erfolg“. Man müsse bedenken, dass die Geflüchteten noch nicht 
lange im Land wären und größtenteils mangelnde Sprachkenntnisse haben. Zudem seien viele Frauen mit Kindern 
gekommen, die häufig noch nicht aktiv auf Jobsuche gingen.
Im Jahr 2016 schätzten zwei von drei befragten Geflüchteten ihre Chancen als hoch ein, bereits zwei Jahre  
später erwerbstätig zu sein. Dennoch konnte ein Drittel anders als erhofft zwei Jahre später noch immer  
keinen Arbeitsplatz in Deutschland finden. Hierunter seien meist weibliche Geflüchtete, Geflüchtete  
mit schlechterer psychischer Gesundheit und Geflüchtete mit Grundschulbildung. Jedoch bringt ein Großteil  
der Flüchtlinge gute Voraussetzungen für den Arbeitsmarkt in Deutschland mit, da sie in ihrer Heimat  
i. d. R. zur besser gebildeten Hälfte der Gesellschaft gehörten. Dies trifft bspw. auf drei Viertel der zu uns  
geflüchteten Syrer zu.

Aktuell

Aktuell
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Gehälter und Arbeitszeit im 2. Quartal gesunken

Die wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie lassen sich für das 2. Quartal dieses Jahres an einem 
durchschnittlichen Rückgang von 2,2 % (Vergleich: Vorjahresquartal) der Bruttomonatsverdienste von Voll- und 
Teilzeitbeschäftigten in Deutschland ablesen. Darüber hinaus reduzierte sich die bezahlte Wochenarbeitszeit  
der Beschäftigten im Durchschnitt um 4,7 %. Dies sind die vorläufigen Ergebnisse der Vierteljährlichen Verdienst-
erhebung des Statistischen Bundesamtes (Destatis). 
Destatis nennt den verbreiteten Einsatz von Kurzarbeit aufgrund der Corona-Pandemie als Ursache  
für den negativen Effekt auf Höhe und Entwicklung der Bruttomonatsverdienste sowie der Arbeitszeit.  
Die Bruttostundenverdienste wurden hingegen nicht durch die Kurzarbeit beeinflusst. Sie stiegen im  
Durchschnitt um 2,6 % im Vergleich zum 2. Quartal 2019.
Die einzelnen Branchen traf es im April, Mai und Juni unterschiedlich stark. Die größten Rückgänge der Brutto
monatsverdienste im Vergleich zum Vorjahresquartal sind in den Wirtschaftszweigen Beherbergung (–18 %), 
Kraftwagenherstellung (–17 %) sowie bei Reisebüros/Reiseveranstaltern (–15 %) festzustellen.  
Zurückzuführen sei dies in besonderem Maße vor allem auf den durch Kurzarbeit bedingten überdurchschnitt
lichen Rückgang der Arbeitszeit, der bei –20 % (Beherbergung, Herstellung von Kraftwagen) bzw. –18 %  
(Reisebranche) lag. Ebenfalls stark von einer negativen Bruttolohnentwicklung betroffene Wirtschaftsbereiche 
sind Luftfahrt, Gastronomie und Einzelhandel.

©
 w

ill
ia

m
87

/s
to

ck
.a

do
be

.c
om

http://facebook.com/AuAZeitschrift


502 AuA · 9 / 20

Aktuell

© Thomas Plaßmann

Bisher kaum Missbrauchsfälle bei Kurzarbeit

Etwa 880.000 Unternehmen haben bis Ende Juli Kurzarbeit in 
Deutschland angezeigt. Von mutmaßlichem Missbrauch des 
Kurzarbeitergeldes wird lediglich in 900 Fällen ausgegangen, 
die nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit (BA) derzeit 
untersucht werden. 
In einem Interview mit der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ 
weist der für das operative Geschäft zuständige Vorstand  
Daniel Terzenbach darauf hin, dass zu Beginn der Corona-Krise 
kurzfristig eine sehr große Anzahl von Unternehmen Kurzarbeit 
beantragt haben. Hierauf habe die BA schnell und flexibel  
reagieren müssen, weshalb die sonst übliche Prüfungsdauer  
von bis zu drei Wochen deutlich unterschritten wurde.  
Schließlich sei es um die Existenzsicherung der Betriebe  
gegangen. Dennoch werde man bei der Schlussabrechnung  
sehr genau hinschauen. Terzenbach erwartet deshalb in Zukunft 
einen Anstieg der Verdachtsfälle.  
Hinweise auf Ungereimtheiten erhalte die BA meist aus der  
Belegschaft oder von Gewerkschaften. Zudem komme eine 
Analysesoftware zum Einsatz, die potenzielle Missbrauchs
muster erkenne. 
Zudem bereitet sich die BA laut Terzenbach auf eine mögliche 
Insolvenzwelle im Herbst vor. Es gäbe unterschiedliche  
Einschätzungen darüber, ob es zu deutlich mehr Insolvenzen 
kommen werde und bisher seien die Zahlen auch unauffällig. 
Nichtsdestotrotz wolle man vorbereitet sein und schule bereits 
jetzt die Mitarbeiter in den Arbeitsagenturen für das Bearbeiten 
von Anträgen auf Insolvenzgeld.

Diskussion um Vier-Tage-Woche nimmt Fahrt auf

Nun hat sich auch Bundesarbeitsminister Hubertus Heil (SPD)  
in die Diskussion um die Vier-Tage-Woche eingeschaltet.  
Im Zuge der Corona-Krise müssten der Arbeitsmarkt gestützt und Jobs 
gerettet werden, deshalb seien nun „pragmatische Ideen“ gefragt.  
Zeitungen der Funke-Mediengruppe sagte Heil: „Reduzierte Arbeitszeit 
bei teilweisem Lohnausgleich kann eine geeignete Maßnahme sein, 
wenn sich die Sozialpartner darauf verständigen.“ 
Gemeint ist ein Vorstoß der IG Metall von Mitte August, in dem in der 
Metall- und Elektroindustrie eine Vier-Tage-Woche in der kommenden 
Tarifrunde angedacht wird. So soll dem Strukturwandel insbesondere 
in der Automobilindustrie Rechnung getragen werden.  
Dieser Vorschlag ist im Detail aber umstritten, weil er laut dem  
1. Vorsitzenden der Gewerkschaft Jörg Hofmann „einen gewissen  
Lohnausgleich“ vorsieht. 
Andere Stimmen halten die von der Bundesregierung geplante  
Verlängerung des Kurzarbeitergeldes für ausreichend.  
Marcel Fratzscher, Präsident des Deutschen Instituts für Wirtschafts-
forschung (DIW), steht dem Vorschlag hingegen offen gegenüber  
und hält die Vier-Tage-Woche für machbar, sofern auf vollen  
Lohnausgleich verzichtet wird. Auf Ablehnung stößt der Vorschlag 
beim CDU-Wirtschaftsrat. Eine Verkürzung der Wochenarbeitszeit  
mit teilweisem Lohnausgleich für Branchen im Strukturwandel kommt 
für das Gremium nicht in Betracht. So würden nur die Lohnkosten  
weiter in die Höhe getrieben.
Welche Möglichkeiten es schon jetzt für Arbeitgeber gibt, für finanzielle 
Entlastung zu sorgen und im Rahmen der Gehaltszahlungen Kosten 
einzusparen, lesen Sie in dieser Ausgabe (AuA 9/20, S. 540).
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Lücken im elektronischen Rechtsverkehr

Mängel bei der Übersendung eines Schriftsatzes mittels elektronischem Rechtsverkehr können geheilt werden, 
wenn er unverzüglich nach entsprechendem Hinweis des Gerichts in nunmehr ordnungsgemäßer Form 
nachgereicht wird, sofern er inhaltlich identisch ist. Das gilt nach einem Urteil des ArbG Lübeck vom 9.6.2020  
(3 Ca 2203/19) auch dann, wenn das Gericht selbst den Hinweis nicht unverzüglich erteilt. 
Der Klägervertreter hatte ein Klage rechtzeitig über sein besonderes Anwaltspostfach (beA) eingereicht.  
Dieser Schriftsatz enthielt jedoch nicht eingebettete Schriftzeichen, was weder dem Gericht noch der Gegenseite 
auffiel. Erst acht Monate später, kurz vor dem Kammertermin, erkannte das Gericht den Fehler und erteilte  
einen Hinweis an den Klägervertreter. Dieser reichte den Schriftsatz nunmehr formell ordnungsgemäß  
am gleichen Tag erneut via beA ein und versicherte in einer getrennten Datei die inhaltliche Übereinstimmung  
der beiden Schriftsätze rechtsanwaltlich und eidesstattlich. 
Das ArbG Lübeck geht in seinem Urteil davon aus, dass der später eingereichte Schriftsatz als innerhalb  
der Dreiwochenfrist eingegangen gilt. Bei Einreichung eines Schriftsatzes per PDF müssen zwar sämtliche  
dort enthaltenen Schriften in der Datei eingebettet sein. Andernfalls ist er für die notwendige Bearbeitung  
durch das Gericht ungeeignet, § 46c Abs. 2 ArbGG i. V. m. § 5 Abs. 1 Nr. 1 ERVV i. V. m. Ziff. 1 ERVB 2019.  
Gleichzeitig existiert aber gem. § 46c Abs. 2 ArbGG eine niederschwellige Möglichkeit für die Parteien  
des Rechtsstreits, einen Formatfehler folgenlos zu korrigieren. Hiernach gilt die Klage als zum Zeitpunkt  
der ursprünglichen Einreichung durch den Klägervertreter eingegangen. Voraussetzung ist, dass dieser  
die Klage unverzüglich in einer nun zu bearbeitenden Form dem Gericht zugänglich macht und glaubhaft  
versichert, dass das nachgereichte Schriftstück inhaltlich mit dem ersten übereinstimmt. 

Fast die Hälfte der Arbeitgeber  
sieht Homeoffice kritisch

Mobiles Arbeiten und Homeoffice haben sich in der Corona-Krise  
als wichtiges Instrument zur Aufrechterhaltung der betrieblichen  
Tätigkeit erwiesen und zahlreiche Arbeitnehmer berichten von positiven 
Erfahrungen. 
Dennoch haben weiterhin rund 45 % der deutschen Unternehmen  
– in denen Homeoffice zumindest theoretisch umsetzbar ist –  
Bedenken bei diesem Arbeitsmodell. Laut der aktuellen Randstad-ifo- 
Personalleiterbefragung (Umfrage aus dem 2. Quartal 2020  
unter bis zu 1.000 Personalverantwortlichen zur Corona-Pandemie und 
ihren Folgen) befürchten sie einen Leistungsabfall bei den Mitarbeitern. 
Für sie hemmt Homeoffice die Produktivität der Belegschaft.
Lediglich 40 % derjenigen Arbeitgeber, die Zweifel an der Produktivität  
ihrer Mitarbeiter im Homeoffice haben, haben auch schon vor der  
Corona-Pandemie auf Flexibilität in Sachen Arbeitsort gesetzt.  
Trotzdem verdoppelte sich durch die Krise auch in diesen Unternehmen 
die Homeoffice-Quote fast auf 72 %. 54 % der Arbeitgeber, die dem  
Arbeitsmodell neutral oder positiv gegenüber eingestellt sind,  
haben vor der Krise Homeoffice angeboten. In der Krise stieg die Zahl 
dann auf 79 %. 
Was ist nun aber dran an dem Vorwurf, die Mitarbeiter wären zu Hause  
nicht so leistungsfähig wie im Büro? Grundsätzlich funktioniere  
eigenverantwortliches und diszipliniertes Arbeiten „nur dann,  
wenn die Kommunikation und das Arbeitsklima im Team stimmen.  
Besonders in der digitalen Distanz sind dabei Führungskräfte gefordert, 
ihre Mitarbeiter mit Empathie und Achtsamkeit anzuleiten“,  
so Andreas Bolder, Director HR bei der Randstad Gruppe Deutschland.  
Zudem komme es auf den Einzelfall und die Organisation selbst an,  
denn „nicht für jedes Unternehmen ist das Arbeiten im Homeoffice  
in gleicher Weise sinnvoll bzw. organisatorisch und technisch machbar. 
Gerade in einer so komplexen Situation wie dieser kommt es bei der  
Flexibilisierung der Arbeit auf die Kombination von Modellen und  
Strategien an, die auf das jeweilige Unternehmen abgestimmt sind“,  
so Bolder weiter.
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Workshop am 12.11.2020 in Berlin 
Mit Betriebsrat und Gewerkschaft erfolgreich verhandeln:  
Die richtige Strategie für tragfähige Lösungen

Weitere Informationen: 
Arbeit und Arbeitsrecht  
E-Mail: aua.redaktion@hussmedien.de  
www.arbeit-und-arbeitsrecht.de/veranstaltungen
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Preise: 850 Euro*; für Abonnenten und Einladung über 
Beiten Burkhardt oder Herrn Heckler:  
600 Euro* inkl. Tagungsunterlagen

Zertifikat: Nach Abschluss der Veranstaltung erhalten 
die Teilnehmer eine Fortbildungsbescheinigung.

Ort der Veranstaltung:  
HUSS-MEDIEN GmbH · Arbeit und Arbeitsrecht  
Am Friedrichshain 22 · 10407 Berlin, 9 Uhr – 18 Uhr

In unserem Intensivworkshop vermitteln wir in 
einer einzigartigen Kombination aus psycholo-
gischer und  juristischer Expertise praxisnahe 
und fachlich fundierte  Methoden. Wir versetzen 
Sie in die Lage,  selbständig Verhandlungen mit 
Arbeitnehmer vertretern vorzubereiten, zu führen 
und erfolgreich zum Abschluss zu bringen. 

Programm: 

09:00 Uhr – 10:15 Uhr  
Begrüßung; Rechtliche Rahmenbedingungen zu 
 Beteiligungsrechten der Arbeitnehmervertreter 

10:15 Uhr – 11:15 Uhr  
Verhaltensbezogene Rahmenbedingungen und Modelle 

11:15 Uhr – 12:30 Uhr  
Aspekte der Verhandlungspsychologie und Kommunikation

12:30 Uhr – 13:30 Uhr  Mittagspause 

13:30 Uhr – 14:30 Uhr  
Best Practice: Analyse von Fallbeispielen  
aus der Praxis der Experten  

14:30 Uhr – 15:30 Uhr (Teil 1)  
Analyse und Bearbeitung der aktuellen Fälle der Teilnehmer

15:30 Uhr – 16:00 Uhr  Pause 

16:00 Uhr – 17:30 Uhr (Teil 2)  
Analyse und Bearbeitung der aktuellen Fälle der Teilnehmer

17:30 Uhr – 18:00 Uhr  
Zusammenfassung der Ergebnisse

Referenten:

Thomas Heckler
Diplom-Psychologe und 
Systemischer Businesscoach
Human Resources Consulting

Dr. Thomas Barthel
Rechtsanwalt und Fachanwalt  
für Arbeitsrecht | Beiten Burkhardt
Rechtsanwaltsges. mbH, Berlin

* Alle genannten Preise verstehen sich zzgl. 19 % USt.
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Aus dem Ticker

Leiharbeitnehmer  
als Streikbrecher
§ 11 Abs. 5 AÜG ist verfassungskonform. Die Vor­
schrift verbietet bußgeldbewährt den Einsatz von 
Leiharbeitskräften auf bestreikten Arbeitsplätzen 
(sog. Streikbrecher), wenn der Entleiherbetrieb 
unmittelbar durch einen Arbeitskampf betroffen 
ist.  
Die Beschwerdeführerin ist Arbeitgeberin in der 
Unterhaltungsindustrie und wandte sich gegen 
das seit 2017 geltende sog. Streikbrecherverbot 
gem. § 11 Abs. 5 AÜG. Sie fühlt sich hierdurch 
insbesondere bei der Wahl ihrer Mittel im Ar­
beitskampf eingeschränkt und sieht u. a. eine 
Verletzung ihrer Rechte aus Art. 9 Abs. 3 GG.
Die teilweise zulässige Verfassungsbeschwerde 
ist unbegründet. Offengelassen wurde die Frage, 
ob die Beschwerdeführerin überhaupt als tarif­
ungebundene Arbeitgeberin in den persönlichen 
Schutzbereich des Art. 9 Abs. 3 GG fällt und ob 
der Einsatz von Leiharbeitnehmern als Streikbre­
cher als Mittel des Arbeitskampfs geschützt wird. 
Denn § 11 Abs. 5 AÜG ist mit Art. 9 Abs. 3 GG 
vereinbar.
Hierzu wird in der Pressemitteilung zur Entschei­
dung des BVerfG vom 6.8.2020 ausgeführt: 
„Grundsätzlich ist es den Tarifvertragsparteien 
selbst überlassen, ihre Kampfmittel den sich wan­
delnden Umständen anzupassen, um dem Geg­
ner gewachsen zu bleiben und ausgewogene 
Tarifabschlüsse zu erzielen. Der Gestaltungsspiel­
raum des Gesetzgebers findet insofern seine 
Grenzen am objektiven Gehalt des Art. 9 Abs. 3 
GG. Die Funktionsfähigkeit der Tarifautonomie 
darf nicht gefährdet werden, was nur gilt, solange 
zwischen den Tarifvertragsparteien ein ungefäh­
res Kräftegleichgewicht – Parität – besteht. Der 
Gesetzgeber ist aber nicht verpflichtet, Dispari­
täten auszugleichen, die nicht strukturell bedingt 
sind, sondern auf inneren Schwächen einer Koa­
lition beruhen.“ Hiernach verletzt § 11 Abs. 5 AÜG 
nicht die Koalitionsfreiheit. Die Regelung ist vom 
Entscheidungsspielraum des Gesetzgebers ge­
deckt und verhältnismäßig. „Das zeigt die gebo­
tene Abwägung aller Belange unter Berücksich­
tigung der Belastungen. Diese sind zwar gewich­
tig. Die Arbeitgeber werden in ihrer Entschei­
dung beschränkt, Leiharbeitskräfte einzusetzen, 
um sich gegen einen Streik zu wehren. Doch ver­
bietet die Vorschrift nicht den generellen Einsatz 
von Leiharbeitskräften im Betrieb, sondern nur 
den unmittelbaren oder mittelbaren Einsatz als 
Streikbrecher. Der Gesetzgeber verfolgt damit 
Ziele von so erheblichem Gewicht, dass sie grund­
sätzlich geeignet sind, auch gewichtige Grund­

rechtsbeschränkungen zu rechtfertigen. Das gilt 
für das Ziel, auch Leiharbeitskräften ein sozial 
angemessenes Arbeitsverhältnis zu sichern, wie 
auch für das Ziel, die Funktionsfähigkeit der 
grundrechtlich gewährleisteten Tarifautonomie 
zu sichern, weil die Arbeitnehmerüberlassung in 
gesteigertem Maße im Arbeitskampf eingesetzt 
worden sei und dies die Kräfte erheblich zulasten 
der Gewerkschaften verschiebt. Damit zielt die 
Regelung auf die grundlegende Parität der Tarif­
vertragsparteien ab. Die Gewerkschaften verfü­
gen entgegen der Auffassung der Beschwerde­
führerin auch nicht bereits über stärkere Kampf­
mittel. Gerade sie sind auf ein ausgewogenes 
Kräfteverhältnis im Arbeitskampf angewiesen, 
um ihre Positionen auf Augenhöhe zu verhan­
deln. Damit verletzt der Gesetzgeber auch nicht 
die staatliche Pflicht zur Neutralität. Es ist ihm 
gerade nicht verwehrt, die Rahmenbedingungen 
im Tarifvertragsrecht zu ändern, um Parität wie­
derherzustellen.“

BVerfG, Beschluss vom 19.6.2020 –  
1 BvR 842/17

Bruttoentgeltlisten

Am individuellen Verfahren zur Überprüfung von 
Entgeltgleichheit durch die Beantwortung von 
Auskunftsverlangen seitens der Mitarbeiter ist 
der Betriebsrat nach dem EntgTranspG beteiligt. 
Ein vom Gremium gebildeter Betriebsausschuss 
ist berechtigt, die Bruttoentgeltlisten des Arbeit­
gebers einzusehen und auszuwerten, § 13 Abs. 2 
Satz 1 EntgTranspG. Ein solches Recht besteht 
hingegen nicht, wenn der Arbeitgeber selbst die 
Auskunftspflicht erfüllt. 
Ein Telekommunikationsunternehmen mit mehr 
als 200 Beschäftigten machte nach Inkrafttre­
ten des EntgTranspG von der Möglichkeit Ge­
brauch, die Verpflichtung zur Erfüllung von Aus­
kunftsverlangen der Beschäftigten generell zu 
übernehmen. Der Betriebsrat wurde über geltend 
gemachte Auskunftsverlangen informiert und 
ihm Einblick in spezifisch aufbereitete Bruttoent­
geltlisten gewährt, welche nach Geschlecht auf­
geschlüsselt waren und sämtliche Entgeltbestand­
teile aufwiesen. Der Betriebsrat verlangte nach 
§ 13 Abs. 2 Satz 1 EntgTranspG, ihm die Listen 
elektronisch zur Auswertung zukommen zu las­
sen. Das verweigerte der Arbeitgeber. Auch das 
BAG samt Vorinstanzen wiesen das Begehren 
des Gremiums ab.
Das Einsichts- und Auswertungsrecht gem. § 13 
Abs. 2 Satz 1 EntgTranspG korrespondiert mit der 

dem Betriebsrat zugewiesenen Aufgabe, die in­
dividuellen Auskunftsansprüche von Arbeitneh­
mern zu beantworten. Dieses Recht entfällt aber 
entsprechend, wenn der Arbeitgeber selbst der 
Erfüllung dieser Aufgabe nachkommt.

BAG, Beschluss vom 28.7.2020 –  
1 ABR 6/19

Betriebsvereinbarung

Die Geltung einer Betriebsvereinbarung kann 
nicht davon abhängig gemacht werden, dass die 
von ihr betroffenen Arbeitnehmer mehrheitlich 
zustimmen. 
Im Jahr 2007 hat die Arbeitgeberin mit dem Be­
triebsrat eine Betriebsvereinbarung geschlossen, 
die variable Vergütungsbestandteile für die im 
Lager tätigen Arbeitnehmer regelte. Bedingung 
für das Inkrafttreten war die Zustimmung von 
mind. 80 % der abgegebenen Stimmen derjeni­
gen Beschäftigten, die in den Geltungsbereich 
der Betriebsvereinbarung fallen. Die Zustimmung 
sollte bis zu einer von der Arbeitgeberin gesetz­
ten Frist einzelvertraglich und schriftlich erfol­
gen. Bei Nichterreichen der entsprechenden Zu­
stimmungswerte wollte sich die Arbeitgeberin 
vorbehalten, ein etwaiges niedrigeres Ergebnis 
für ausreichend zu erklären. Der Betriebsrat 
machte die Unwirksamkeit der Betriebsverein­
barung in den Vorinstanzen (u. a. LAG München) 
erfolglos geltend. Die Rechtsbeschwerde hatte 
hingegen vor dem 1. Senat des BAG Erfolg.
Es widerspricht den Strukturprinzipien der Be­
triebsverfassung, wenn die normative Wirkung 
einer Betriebsvereinbarung von einem Zustim­
mungsquorum der Belegschaft abhängig gemacht 
wird. Als deren Repräsentant tritt einzig der im 
Betrieb gewählte Betriebsrat auf. Er ist Organ 
der Betriebsverfassung und wird im eigenen Na­
men kraft Amtes tätig. Die Arbeitnehmer haben 
weder ein Weisungsrecht noch bedarf das Han­
deln des Gremiums der Zustimmung der Beschäf­
tigten. Deshalb gelten ordnungsgemäß abge­
schlossene Betriebsvereinbarungen kraft Geset­
zes unmittelbar und zwingend. Es ist ausgeschlos­
sen, dass die Geltung einer Betriebsvereinba­
rung vom positiven Ausgang einer Befragung 
der betroffenen Teile der Belegschaft abhängt, 
die mit dem Abschluss einer einzelvertraglichen 
Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer verbunden ist.

BAG, Beschluss vom 28.7.2020 –  
1 ABR 4/19
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In einem Vorstandsvertrag befand sich folgende 
Klausel: 

„Der Aufsichtsrat kann nach billigem Ermessen 
und im Einklang mit geltendem Recht (insbeson­
dere § 87 AktG, soweit anwendbar) zusätzlich 
zum Jahresbruttogehalt Sonderleistungen, Gra­
tifikationen oder Ähnliches einmalig oder wie­
derholt gewähren. Bei diesen Sonderleistungen, 
Gratifikationen oder Ähnlichem handelt es sich 
in jedem Falle um freiwillige Zuwendungen. Ein 
Rechtsanspruch kann aus ihnen nicht abgeleitet 
werden. Solche Sonderzuwendungen, Gratifika­
tionen oder Ähnliches können auch für außer­
ordentliche Leistungen des Vorstandsmitglieds 
gewährt werden.“

Ein betroffenes Vorstandsmitglied erhielt im Jahr 
2015 einen Bonus i. H. v. 875.000 Euro. Im Jahr 
2011 kündigte das Vorstandsmitglied seinen 
Dienstvertrag zu Ende September 2011, um zur 
Konkurrenz zu wechseln und legte sein Vor­
standsamt nieder. Ungeachtet dessen machte er 
einen Anspruch auf Bonuszahlung für das Jahr 
2011 geltend und forderte eine entsprechende 
Entscheidung des Aufsichtsrats nach billigem Er­
messen.
Letzterer lehnte unter Berufung auf den „Frei­
willigkeitsvorbehalt“ sowohl den Bonusanspruch 
als auch eine entsprechende Ermessensentschei­
dung ab.

Urteil des OLG Frankfurt

Nach Abweisung der Klage bekam der klagende 
Vorstand beim OLG Frankfurt (Urt. v. 18.4.2018 – 
4 U 120/17) zunächst Recht.

Völlig richtig stellte das OLG zunächst fest, dass 
sich ein unmittelbarer Bonusanspruch zugunsten 
des Klägers wegen des Freiwilligkeitsvorbehalts 
nicht ergebe. Die Formulierung „der Aufsichts­
rat kann“ bringe eindeutig zum Ausdruck, dass 
sich der Aufsichtsrat nicht binden und nicht fest­
legen lassen wollte, überhaupt eine Entschei­
dung über einen Bonusanspruch zu treffen.

Ebenso richtig stellte das OLG allerdings auch 
fest, dass es sich bei einem Vorstandsmitglied 
um einen Verbraucher handele (§ 13 BGB), im 
vorliegenden Fall der Vorstandsvertrag vom Auf­
sichtsrat „gestellt“ war und damit AGB-Recht 
gem. §§ 305 ff. BGB zur Anwendung kommt.
Da der im Freiwilligkeitsvorbehalt angesprochene 
Bonus in einem Gegenseitigkeitsverhältnis zur 
Arbeitsleistung des Vorstandsmitglieds stehe, 
führe dessen Ausschluss durch den Freiwillig­
keitsvorbehalt zu einer unangemessenen Benach­
teiligung des klagenden Vorstands gem. § 307 
Abs. 1 Satz 1 BGB mit der Folge, dass das OLG 
dem klagenden Vorstand einen Bonusanspruch 
gem. der Ersatzbestimmung nach § 315 Abs. 3 
BGB zusprach.

Rechtsprechung des BAG

Das OLG bezog sich dabei auf die Rechtspre­
chung des BAG und insbesondere auf das Urteil 
vom 19.3.2014 – 10 AZR 622/13 (AuA 1/15, 
S. 55). Danach benachteiligt ein Freiwilligkeits­
vorbehalt den Arbeitnehmer unangemessen, 
wenn er dem Arbeitgeber das Recht zubilligt, 
trotz Abschluss einer vergütungsorientierten Ziel­
vereinbarung nach Ablauf der Beurteilungs­
periode frei darüber zu entscheiden, ob eine Ver­
gütungszahlung erfolgt oder nicht. Mit Abschluss 
einer Zielvereinbarung, die Vergütungsbezug hat, 
setzt der Arbeitgeber Leistungsanreize für den 
Arbeitnehmer und bestimmt damit, wie aus sei­
ner Sicht Arbeitsleistung in einer bestimmten Pe­
riode durch den Arbeitnehmer optimal erbracht 
werden soll. Die in Aussicht gestellte erfolgs­
abhängige Vergütung steht damit im Gegenleis­
tungsverhältnis und ist Gegenleistung für die er­
brachte Arbeitsleistung (Rdnr. 52). 

Urteil des BGH

Der BGH schaffte Klarheit, hob die Entscheidung 
des OLG auf und wies die Klage des Vorstands 
insgesamt ab (BGH, Urt. v. 24.9.2019 – II ZR 192/18, 
Rdnr. 28).

Unabhängig davon, ob arbeitsrechtliche Grund­
sätze auf Vorstandsmitglieder überhaupt an­
wendbar seien, habe das OLG übersehen, dass 
im Streitfall weder eine Zielvereinbarung abge­
schlossen noch Ziele sonst vorgegeben waren 
und somit der im Freiwilligkeitsvorbehalt ange­
sprochene Bonus in keinem Gegenseitigkeits­
verhältnis zur Arbeitsleistung des Vorstands 
stand.
Mit dem Freiwilligkeitsvorbehalt habe der Auf­
sichtsrat klar zum Ausdruck gebracht, dass er in 
jeder Hinsicht frei bleiben wolle, ob er über die 
Grundvergütung hinaus Sonderleistungen ge­
währe. 

Ausgehend vom Wortlaut und Sinn der Klausel 
ist die Entscheidung des BGH folgerichtig. 
Allerdings darf die Frage erlaubt sein, warum ein 
Aufsichtsrat überhaupt eine solche Klausel in 
einen Vorstandsvertrag aufnimmt, wenn selbige 
keinerlei Rechtsfolgen zeitigen soll. Das Modell 
erinnert an den Esel mit dem unerreichbaren Heu­
sack an der Spitze der Deichsel.

Neues zum Freiwilligkeitsvorbehalt:  
Der BGH greift durch

Unser Autor

Dr. jur. Günter Schmitt-Rolfes 
Rechtsanwalt und Fachanwalt für Arbeitsrecht, 
München
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Was kann und muss der Arbeitgeber tun? 

Mobbing am Arbeitsplatz 
Was der Arbeitgeber gegen Mobbing tun kann, ist vorrangig aus Gründen des Opferschutzes relevant.  
Das schlechte Betriebsklima sowie die ebenso aus dem Mobbing resultierende verminderte Qualität der 
Arbeitsleistung und die Fehlzeiten des Opfers bis hin zu seiner Kündigung verursachen aber auch hohe Kosten: 
Der Arbeitgeber muss sich der Thematik stellen und intervenieren bzw. gezielte Präventionsmaßnahmen 
implementieren. Seine Aktivitäten sind in der Außendarstellung und insbesondere im Recruiting zu nutzen.
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Grundsätzliches  
zum Arbeitszeugnis

Jeder Arbeitnehmer hat bei Beendigung seines Arbeits­
verhältnisses Anspruch auf ein schriftliches Zeugnis, 
§ 109 Abs. 1 GewO, wobei zwischen einfachem und qua­
lifiziertem Arbeitszeugnis unterschieden wird. Das ein­
fache Zeugnis muss mindestens Angaben zu Art und 
Dauer der Tätigkeit enthalten, § 109 Abs. 1 Satz 2 GewO. 
Der Arbeitnehmer kann jedoch verlangen, dass sich die 
Angaben darüber hinaus auch auf Leistung und Verhal­
ten im Arbeitsverhältnis erstrecken (sog. qualifiziertes 
Arbeitszeugnis), § 109 Abs. 1 Satz 3 GewO. 
Das Arbeitszeugnis dient dem Arbeitnehmer regelmäßig 
als Bewerbungsunterlage und ist Dritten, insbesondere 
möglichen künftigen Arbeitgebern, Grundlage für ihre 
Personalauswahl (vgl. zum Zweck BAG, Urt. v. 14.10.2003 – 
9 AZR 12/03). Der Arbeitgeber muss die Tätigkeiten des 
Arbeitnehmers daher so vollständig und genau beschrei­
ben, dass sich künftige Arbeitgeber ein klares Bild ma­
chen können (BAG, Urt. v. 12.8.1976 – 3 AZR 720/75). 

Verbot von Geheimzeichen

Grundsätzlich ist der Arbeitgeber in der Formulierung 
des Arbeitszeugnisses frei, solange das Zeugnis nichts 
Falsches enthält. Der Arbeitgeber entscheidet deshalb 
auch darüber, welche positiven oder negativen Leistungen 
er stärker hervorheben will als andere, wobei das Recht 
des Arbeitgebers auf Formulierung durch die gesetzlichen 
Gebote der Zeugnisklarheit und Zeugniswahrheit 
begrenzt sind (vgl. BAG, Urt. v. 21.6.2005 – 9 AZR 352/04; 
v. 12.8.2008 – 9 AZR 632/07, AuA 3/09, S. 178). Das 
Zeugnis muss daher klar und verständlich formuliert sein, 
§ 109 Abs. 2 Satz 1 GewO. Es darf zudem keine Merk­
male oder Formulierungen enthalten, die den Zweck 
haben, eine andere als aus der äußeren Form oder aus 
dem Wortlaut ersichtliche Aussage über den Arbeitneh­
mer zu treffen, § 109 Abs. 2 Satz 2 GewO. Das Arbeits­
zeugnis darf demnach keine sog. „Geheimzeichen“ ent­
halten. Wann im Arbeitszeugnis ein solches unzulässiges 
Geheimzeichen vorliegt, war bereits Gegenstand vieler 
Gerichtsentscheidungen.
Ein unzulässiges Geheimzeichen kann nach der Recht­
sprechung etwa beim Auslassen eines an sich erwarteten 

Zeugnisinhalts bestehen. So dürfe etwa bei einem ehr­
lichen Kassierer nicht der Hinweis auf seine Zuverlässig­
keit fehlen (vgl. BAG, Urt. v. 20.2.2001 – 9 AZR 44/00). 
Auch das Verwenden von Ausrufezeichen im Arbeits­
zeugnis kann ein unzulässiges Geheimzeichen darstel­
len (vgl. ArbG Bochum, Urt. v. 21.8.1969 – 2 Ca 618/69). 
Demnach enthält die Beurteilung durch den Zusatz eines 
Ausrufezeichens einen Sinn dahingehend, dass dieses 
„ausreichend“ mit Vorsicht zu verstehen ist.
Hingegen kein unzulässiges Geheimzeichen stellt es nach 
der Rechtsprechung dar, wenn der Arbeitgeber die Blät­
ter des Zeugnisses mit einem Heftgerät körperlich mit­
einander verbindet („tackert“). Ein „getackertes Zeug­
nis“ sei demnach kein Beleg dafür, dass einem unbefan­
genen Arbeitgeber mit Berufs- und Branchenkenntnis 
signalisiert wird, dass der Zeugnisaussteller mit dem 
Arbeitnehmer nicht zufrieden gewesen ist (vgl. LAG 
Rheinland-Pfalz, Urt. v. 9.11.2017 – 5 Sa 314/17).
Ob auch die Verwendung von „gelochtem“ Papier ein 
unzulässiges Geheimzeichen darstellt, hatte jüngst das 
LAG Nürnberg (Urt. v. 11.7.2019 – 3 Sa 58/19) zu ent­
scheiden. Demnach kam es nach Ansicht des LAG ent­
scheidend auf die Gepflogenheiten des ausstellenden 
Arbeitgebers an und darauf, welches Geschäftspapier 
dieser besitzt und benutzt. Verwendet der Arbeitgeber 
demnach das einzige Geschäftspapier, das er besitzt 
und das gelocht ist, so handelt es sich nicht um ein unzu­
lässiges Geheimzeichen. 

Wahr und wohlwollend 

Oberster Grundsatz der Zeugniserteilung ist, dass das 
Zeugnis „wahr“ sein muss, da das Arbeitszeugnis zur 
Unterrichtung eines Dritten dient, der die Einstellung 
des Zeugnisinhabers erwägt. Aufgrund der Wahrheits­
pflicht dürfen daher nur nachprüfbare Tatsachen in das 
Arbeitszeugnis aufgenommen werden; nicht dagegen 
Behauptungen, Annahmen oder Verdachtsmomente (vgl. 
LAG Hamm, Urt. v. 17.12.1998 – 4 Sa 630/98). Da das 
Arbeitszeugnis als Mitteilung an Dritte bestimmt ist und 
wahr sein muss, darf es vor allem infolge des gewähl­
ten Ausdrucks oder der gewählten Satzstellung nicht zu 
Irrtümern oder Mehrdeutigkeiten bei Dritten führen. Dies 
ist etwa dann der Fall, wenn üblicherweise nach der Ver­

Worauf Arbeitgeber achten müssen

Das Arbeitszeugnis
Ist das Arbeitsverhältnis beendet, so führt insbesondere das Thema Arbeitszeugnis 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer oft zu Unstimmigkeiten.  
Dies wird vor allem auch durch die Fülle an Rechtsprechung verdeutlicht,  
die in den vergangen Jahren zum Thema ergangen ist.

Anzeige
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kehrssitte aufgenommene Sätze ausgelassen werden 
(BAG, Urt. v. 23.6.1960 – 5 AZR 560/58). 
Neben dem Gebot der Zeugniswahrheit muss das Arbeits­
zeugnis nach ständiger Rechtsprechung des BAG auch 
„wohlwollend“ sein, um dem Arbeitnehmer das wei­
tere Fortkommen nicht unnötig zu erschweren (BAG, 
Urt. v. 21.6.2005 – 9 AZR 352/04). Der Wohlwollens­
grundsatz wird jedoch durch die Wahrheitspflicht 
begrenzt. Das Arbeitszeugnis muss daher nur im Rah­
men der Wahrheit wohlwollend sein (vgl. BAG, Urt. v. 
18.11.2014 – 9 AZR 584/13, AuA 4/15, S. 244). So dür­
fen etwa einmalige Vorfälle oder Umstände, die für den 
Arbeitnehmer, seine Führung und Leistung nicht cha­
rakteristisch sind – seien sie für ihn vorteilhaft oder 
nachteilig – im Arbeitszeugnis nicht enthalten sein, selbst 
wenn sie zur Lösung des Arbeitsverhältnisses geführt 
haben (LAG Hamm, Urt. v. 17.12.1998 – 4 Sa 630/98). 
Auch im Hinblick auf den Beendigungsgrund des Ar­
beitsverhältnisses hat der Arbeitgeber nach der Recht­
sprechung aufgrund seiner Fürsorgepflicht eine wohl­
wollende Formulierung zu wählen (LAG Köln, Urt. v. 
29.11.1990 – 10 Sa 801/90). Die Fürsorgepflicht des Ar­
beitgebers gebiete es demnach, dass er bei einem Hin­
weis auf den Beendigungstatbestand bzw. auf die Be­
endigungsinitiative jede Andeutung vermeidet, die auch 
nur eine Unzufriedenheit mit der rechtmäßigen Beendi­
gung des Arbeitsverhältnisses ausdrückt. Bereits bei der 
Formulierung: „das Arbeitsverhältnis endete am ...“, 

könne der Leser von einer Kündigung seitens des Ar­
beitgebers ausgehen, und daraus werde im allgemei­
nen der für den Arbeitnehmer sehr nachteilige Schluss 
gezogen, die Kündigung sei aus personen- oder verhal­
tensbedingten Gründen erklärt worden. Daher sei es 
grundsätzlich nicht zulässig, im Zeugnis darauf hinzu­
weisen, wer gekündigt hat und welches die Beendi­
gungsgründe sind. Der Arbeitnehmer hat nach der Recht­
sprechung jedoch einen Rechtsanspruch auf die Erwäh­
nung des Beendigungssachverhalts, wenn das Arbeits­
verhältnis durch seine eigene Kündigung oder betriebs­
bedingt beendet wurde. Bei einer betriebsbedingten 
Kündigung müsse im Arbeitszeugnis auch die Andeu­
tung des Grundes (z. B. Auftragsrückgang, Rationalisie­
rung etc.) hervorgehen (vgl. auch LAG Hamm, Urt. v. 
12.7.1994 – 4 Sa 564/94). 

Schlussformel im Arbeitszeugnis?

Nach Ansicht des BAG können positive Schlusssätze 
zwar geeignet sein, die Bewerbungschancen des Arbeit­
nehmers zu erhöhen, da das Arbeitszeugnis durch eine 
Danksagung für die geleistete Arbeit oder Wünsche für 
die berufliche Zukunft aufgewertet wird. Doch obliegt 
es dem Arbeitgeber, das Arbeitszeugnis zu formulieren 
und zu gestalten und zu seiner Gestaltungsfreiheit gehört 
nach Ansicht des BAG auch die Entscheidung, ob er das 

Anzeige

DAK2020_StD-Anzeige_AuA_210x146+3_V2.indd   1 28.07.20   11:51



Arbeitsrecht

530 AuA · 9 / 20

Zeugnis um Schlusssätze anreichert (BAG, Urt. v. 
20.2.2001 – 9 AZR 44/00). Dankes- und Wunschsätze 
gehen demnach über den vom Arbeitgeber geschulde­
ten Zeugnisinhalt hinaus (vgl. BAG, Urt. v. 11.12.2012 – 
9 AZR 227/11, AuA 10/13, S. 612). Das Fehlen einer 
Schlussformel mache das Zeugnis somit auch nicht unvoll­
ständig und stelle demzufolge auch kein unzulässiges 
Geheimzeichen dar.
Der Arbeitnehmer hat nach ständiger BAG-Rechtspre­
chung daher weder Anspruch darauf, dass der Arbeit­
geber ihm gute Wünsche für die Zukunft ausspricht, 
noch auf eine Dankesformel.

Doch jüngst hat das LAG Mecklenburg Vorpommern 
(Urt. v. 2.4.2019 – 2 Sa 187/18) einem Arbeitnehmer 
eine Schlussformel im Arbeitszeugnis zugesprochen. Im 
dem zugrunde liegenden Fall verlangte der Mitarbeiter 
die Berichtigung seines Arbeitszeugnisses und bean­
tragte zudem, sein Arbeitszeugnis um einen Schlusssatz 
mit folgendem Inhalt zu ergänzen: „Wir danken ihm für 
die geleistete Arbeit und wünschen ihm für die weitere 
berufliche und private Zukunft weiterhin alles Gute und 
viel Erfolg.“ Dem Antrag des Klägers auf die Ergänzung 
seines Arbeitszeugnisses um die gewünschte Schluss­
formel gab das LAG Mecklenburg Vorpommern statt.  
In seiner Entscheidungsbegründung geht das LAG 
zunächst auf die Rechtsprechung des BAG ein und führt 
aus, dass die Schlussformel nach der BAG-Rechtspre­
chung nicht zum notwendigen Inhalt eines qualifizier­
ten Zeugnisses im Sinne von § 109 GewO gehöre und 
somit mittels einer auf § 109 GewO gestützten Klage 
auch nicht erfolgreich die Berichtigung einer als fehler­
haft angesehenen Schlussformel verlangt werden kann. 
Der Arbeitgeber sei jedoch nach § 241 Abs. 2 BGB ver­
pflichtet, bei seinen Handlungen auf die Rechte, Rechts­
güter und Interessen des Arbeitnehmers Rücksicht zu 
nehmen. Sei demnach ein Recht, Rechtsgut oder Inte­
resse des Arbeitnehmers berührt, müsse das im konkreten 
Einzelfall gebotene und zumutbare Maß der Rücksicht­
nahme durch Bewertung der auf beiden Seiten beteilig­
ten Interessen und unter Anwendung des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit ermittelt werden.
Nach Ansicht des LAG Mecklenburg-Vorpommern berührt 
die Verweigerung der Formulierung einer Schlussformel 
in einem Zeugnis das Persönlichkeitsrecht des betroffe­
nen Arbeitnehmers. Der Arbeitgeber zeige damit insbe­
sondere auch gegenüber den zukünftigen Lesern des 
Zeugnisses, dass er dem Arbeitnehmer gegenüber jeden­
falls zum Schluss der Zusammenarbeit hin nicht mehr 
den Respekt und die Wertschätzung entgegengebracht 
hat, die für das gute Gelingen eines Arbeitsverhältnisses 
erforderlich ist.
Angesichts der unbestreitbaren Üblichkeit solcher Schuss­
formeln, so das LAG, gehe die Verweigerung der Schluss­
formel mit einer sozusagen öffentlich dokumentierten 
Kränkung des Arbeitnehmers einher. Der Arbeitgeber 
könne und dürfe demnach diese Regel des (Arbeits-)
Marktes nicht unberücksichtigt lassen. 
Zumindest nach der hier dargelegten Ansicht des LAG 
Mecklenburg-Vorpommern darf sich der Arbeitgeber 
ohne sachlichen Anlass einer angemessenen Schluss­
formel nicht verweigern.

Rechtsfolgen bei Verletzung  
der Zeugnispflicht

Verletzt ein Arbeitgeber schuldhaft seine Zeugnispflicht, 
so schuldet er dem Arbeitnehmer Ersatz des dadurch ent­
standenen Schadens (vgl. bereits BAG, Urt. v. 25.10.1967 
– 3 AZR 456/66). Der Schadensersatzanspruch kann 
sowohl wegen Schlechterfüllung als auch wegen Schuld­
nerverzugs gegeben sein. In beiden Fällen setzt der Scha­
densersatzanspruch voraus, dass das Arbeitszeugnis 
vom Arbeitgeber nicht gehörig oder verspätet ausge­
stellt wurde, sodass dem Arbeitnehmer ein Schaden ent­
standen ist und der eingetretene Schaden auf der schuld­
haften Verletzung der Zeugnispflicht beruht (vgl. BAG, 
Urt. v. 16.11.1995 – 8 AZR 983/94).
Ein Schaden kann etwa bei einer verspäteten Ausstel­
lung des Arbeitszeugnisses dadurch entstehen, dass der 
Arbeitnehmer durch das fehlende Zeugnis keinen Arbeits­
platz finden konnte und dadurch einen Verdienstausfall 
erleidet. Allerdings muss nach der Rechtsprechung der 
Arbeitnehmer darlegen und beweisen, dass ihm gerade 
durch das fehlende Zeugnis ein Schaden entstanden ist 
(Kausalität). Hierbei muss er darlegen und ggf. bewei­
sen, dass ein bestimmter Arbeitgeber bereit gewesen 
war, ihn einzustellen, sich aber wegen des fehlenden 
Zeugnisses davon hat abhalten lassen (BAG, Urt. v. 
16.11.1995 – 8 AZR 983/94).

Fazit

Der Arbeitgeber hat bei der Erstellung eines Arbeits­
zeugnisses einiges zu beachten. Nach ständiger BAG-
Rechtsprechung ist der Arbeitgeber jedoch nicht ver­
pflichtet, eine Dankes- oder Wunschformel ins Arbeits­
zeugnis aufzunehmen. Auch wenn das LAG Mecklen­
burg-Vorpommern entgegen der Rechtsprechung des 
BAG einen solchen Anspruch begründet, ist nicht davon 
auszugehen, dass das BAG seine bisherige Rechtspre­
chung hierzu aufgibt. Sofern keine gegenteilige Recht­
sprechung des BAG vorliegt, sollten Arbeitgeber keine 
Befürchtung haben, keine Schlussformel in das Arbeits­
zeugnis mit aufzunehmen, sofern sie es denn selbst nicht 
wünschen.�

Unsere Autorin

Mina Bettinghausen 
Rechtsanwältin,  

Frankfurt am Main
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Öffentlicher Dienst

Frist zur Höhergruppierung?
Die neuen Entgeltordnungen zum TV-L und TVöD 
sind mit zahlreichen Überleitungsvorschriften ver-
sehen (jeweils geregelt im TVÜ-VKA, TVÜ-Bund 
und TVÜ-Länder). Maßgabe der Tarifvertrags-
parteien war, dass die Überleitung an sich für 
alle Beschäftigten automatisch stattfand, höhere 
Entgeltgruppen aufgrund von veränderten Tätig
keitsmerkmalen mussten jedoch fristgerecht be-
antragt werden (im Bereich der VKA z. B. bis zum 
31.12.2017). Fraglich war, ob diese Fristen tat-
sächlich auch zum Ausschluss der Höhergrup-
pierung führen, wenn der Antrag zu spät gestellt 
wurde. Dazu entschied das LAG Düsseldorf (Urt. 
v. 20.5.2020 – 12 Sa 721/19; Rev. eingelegt un-
ter dem Az. 4 AZR 315/20) für einen Fall im TV-L 
wie folgt:
Stellen Beschäftigte keinen fristgerechten Höher
gruppierungsantrag gem. § 29 Abs. 3 Satz 1 TVÜ-
Länder i. V. m. § 29 Abs. 4 Satz 1 TVÜ-Länder, 
bleibt es ohne Änderung der Tätigkeit dauerhaft 
bei der Entgeltgruppe, die sich bei Anwendung 
des § 17 Abs. 1 Satz 1 TVÜ-Länder i. V. m. §§ 22, 
23 BAT i. V. m. der Anlage 1a zum BAT ergibt. 
Die Tarifvertragsparteien verstoßen mit dieser 
tariflichen Regelung auch betreffend die Entgelt-
gruppe an sich nicht gegen den allgemeinen 
Gleichheitssatz.

Es bleibt also ohne oder bei nicht fristgerecht ge-
stelltem Antrag bei einem „eingefrorenen“ Ein-
gruppierungsstatus. Erst die eingruppierungs
relevante Änderung der Tätigkeit führt dann wie-
der zur Aktivierung der Tarifautomatik.

Zeitanteile und  
Arbeitsvorgang
Die aktuelle Rechtsprechung zum „Arbeitsvor-
gang“ (§ 12 TVöD/TV-L) zeigt, wie die Gerichte 
teilweise massiv von den Regelungen des Tarif-
vertrags abweichen. Auch in dieser Entscheidung 
des LAG Köln (Urt. v. 29.6.2020 – 2 Sa 632/19, 
Rev. zugelassen) werden normierte Vorgaben des 
§ 12 TVöD/TV-L nicht beachtet, auch nicht die 
Mechanismen von Tarifverhandlungen.
Das LAG Köln folgt zwar nicht der Entscheidung 
des LAG Berlin-Brandenburg (Urt. v. 12.2.2020 – 
15 Sa 1260/19), wonach angeblich auch inner-
halb des Arbeitsvorgangs Zeitanteile gemessen 
werden können. Denn – so das LAG Köln – „hät-
ten die Tarifvertragsparteien tatsächlich eine Ab-
stufung nicht nach Arbeitsvorgängen, sondern 
nach Zeitminuten der Gesamtarbeitszeit, unab-

hängig von zu bildenden Arbeitsvorgängen [,] 
gewollt, so hätte nichts nähergelegen, dieses 
bereits unmittelbar nach Veröffentlichung des 
BAG-Urteils, spätestens aber bei den Tarif
vertragsverhandlungen [,] die zur Erklärung vom 
02.03.2019 geführt haben, zu äußern.“ Die Kam-
mer des LAG Köln irrt allerdings, denn Tarifnormen 
mit dieser Bedeutung werden nicht im Vorüber-
gehen geändert. Auch die weitere Feststellung 
des LAG Köln: „Gerade weil diese Formulierung 
so einfach zu finden ist, hätte es nahe gelegen 
[…]“ zeigt, dass kein Verständnis für Tarifver-
handlungen besteht. Ergebnisse in Tarifverhand-
lungen – jedenfalls auf Bundesebene – finden 
sich (auf beiden Seiten) im Rahmen von demo-
kratischen Prozessen über längere Abstimmungs-
wege, nicht hingegen über die einseitige Vorlage 
eines dann nur noch zu unterschreibenden Tarif
vertragtextes.

Stimmen anderer Landesarbeitsgerichte (z. B. 
LAG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 21.7.2020 – 
8 Sa 317/20; n. rk.) treffen es hingegen besser, 
wenn sie die Mechanismen von Tarifverhandlun-
gen miteinbeziehen und entsprechend sinnvoll 
im Rahmen einer Tarifauslegung berücksichti-
gen. Im Tarifrecht kann nämlich nicht auf die 
Aussagekraft einer Norm geschlossen werden, 
nur weil die Änderung dieser Norm unterblieb.
Wenn die Hoheit über die Inhalte des § 12 TVöD/
TV-L bei den Tarifvertragsparteien liegt, muss 
die Frage gegenüber den Gerichten erlaubt sein, 
weshalb Inhalte „hinzugeurteilt“ werden.
Jedenfalls müssen die gefundenen Ergebnisse 
mit dem erkennbaren Willen der Normgeber ver-
einbar sein. Und die dem BAG folgende Lösung 
des LAG Köln, wonach die Tätigkeit eines Service
mitarbeiters nicht in einzelne Arbeitsvorgänge 
aufgespalten werden kann, widerspricht dem 
Wortlaut der Norm. Denn in der Protokollerklä-
rung zu § 12 TVöD/TV-L heißt es ausdrücklich als 
Beispiel: „unterschriftsreife Bearbeitung eines 
Aktenvorgangs“. Dann die gesamte Tätigkeit 
eines mit mehreren Aktenvorgängen betrauten 
Beschäftigten als einheitlichen Gesamtarbeits-
vorgang darzustellen, dürfte als contra legem 
anzusehen sein.

Geltendmachung von 
Entgelt bei Kündigungs-
schutzklage
Die Parteien streiten um den Verfall von Entgelt
ansprüchen. Der Kläger erhielt hier ein Ände-
rungsangebot des Arbeitgebers gem. § 2 KSchG 

auf Entgeltreduzierung. Dieses nahm der Kläger 
unter Vorbehalt an und legte Kündigungsschutz-
klage betreffend die Änderung seiner Vertrags-
bedingungen ein. Die monatliche Entgeltdiffe-
renz machte der Kläger in der Folgezeit nicht se-
parat geltend. Später stellte sich die Frage, ob 
mit Einlegung der Änderungskündigungsschutz-
klage die Entgeltansprüche gewahrt wurden – 
also nicht gem. § 37 TV-L verfallen waren.

Das LAG Düsseldorf (Urt. v. 12.5.2020 – 14 Sa 521/19; 
Rev. eingelegt unter dem Az. 5 AZR 294/20) ent-
schied, dass der Beschäftigte zunächst bis zur 
rechtskräftigen Entscheidung im Änderungskün-
digungsschutzprozess zu den geänderten Arbeits-
bedingungen arbeiten muss. Erst mit Rechtskraft 
einer für ihn günstigen Entscheidung können die 
früheren Arbeitsbedingungen rückwirkend wie-
deraufleben. Und: Mit einer Änderungsschutz-
klage gegenüber einer Änderungskündigung zur 
Entgeltreduzierung macht der Arbeitnehmer zu-
gleich die Ansprüche auf Nachzahlung der Ent-
geltansprüche nach § 37 TV-L geltend, so das 
LAG Düsseldorf. Die Entgeltansprüche waren 
demnach nicht verfallen.

bearbeitet und 
zusammengestellt von

Sebastian Günther 
Fachanwalt für Arbeitsrecht, Partner der 
Kanzlei Hahn | Kroll | Günther Rechtsanwälte, 
Stellvertretender Geschäftsführer der 
Vereinigung der kommunalen Arbeitgeber
verbände (VKA), Berlin
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Sozialpolitischer Hintergrund

Für allzu viele BK-Opfer handelt es sich um keine Bana-
lität, wenn Steiner folgende Feststellung trifft: „Den 
Sozialgerichten […] wird häufig nicht nur ein Fall, son-
dern ein Lebensproblem vorgetragen. […] Die Leistun-
gen des Sozialstaates entscheiden für viele Menschen 
darüber, ob sich der Staat und die Gesellschaft […] ihnen 
gar feindselig gegenüberstehen.“ (Steiner, 2019)
Leider bestätigen die Erfahrungen der Betroffenen diese 
Einschätzung, die der Autor damit erklärt, dass unser „So-
zialstaat ohne Sozialverfassung“ auskommen muss, und 
das nicht ohne darauf hinzuweisen, dass das Grund
gesetz – anders als die Weimarer Verfassung – keine so-
zialen Grundrechte, d. h. keine Sozialverfassung, enthält.
Mit anderen Worten: „Kläger sind (auch) Menschen“ – 
frei nach dem Grußwort von Sabine Schudoma, Präsi-
dentin des LSG Potsdam, auf dem 7. Deutschen Sozial-
gerichtstag 2018: „Der Mensch im Mittelpunkt – sozial
gesetzliche Realität?“.
Maio andererseits verlangt von der Ärzteschaft „eine neue 
Ethik der Sorge“ und führt auf Vortragsebene (Ärzte-
kammer Nordrhein, 2019) dazu aus, dass dem Schritt 
der Diagnosesicherung eine Reflexionsstufe zur Vorbe-
reitung der erforderlichen Aktionen folgen müsse. In 
Anlehnung an Hippokrates heißt das: Jeden Patienten 
nach seinem Beruf fragen (Berufsanamnese) und zur 
rechtlichen Klärung des Kausalitätsnexus ggf. eine Ärzt-
liche Berufskrankheiten-Anzeige nach § 202 SGB VII 
erstatten!
Dazu „[…] bedarf es […] eines zusätzlichen Blicks auf 
den Menschen und seine Welt. […] Ludwig Wittgen-
stein (1889 – 1951), dessen Position ansonsten eher 
ethikskeptisch war, hat dies […] treffend auf den Punkt 
gebracht: ‚Wir fühlen, dass selbst, wenn alle möglichen 
wissenschaftlichen Fragen beantwortet sind, unsere 

Lebensprobleme noch gar nicht berührt sind.‘ (Nr. 6.52) 
Für eine Ethik in der Medizin ist es also nicht allein wich-
tig, Fakten zu kennen; man muss zugleich im Blick haben, 
was wichtig für den Menschen ist. Medizin hat es unwei-
gerlich mit den Grenzsituationen des menschlichen 
Lebens zu tun, und eine Ethik in der Medizin wird letz-
ten Endes darauf angewiesen sein, über […] Krankheit 
und Tod und deren Bedeutung für den Menschen nach-
zudenken. Ethik in der Medizin betrifft die ‚Lebenspro-
bleme‘ in dem Sinn, dass sie die letzten Fragen aufwirft, 
jene Fragen also, die sich stellen, wenn wir alle Fakten 
gesammelt haben und dann fragen: Was bedeutet das 
nun für uns und für das menschliche Leben als Ganzes?“ 
(Maio, 2018)
Übertragen auf die reale Arbeitswelt sei abschließend 
an einen Aufruf aus dem Jahre 2012 erinnert:
„Daher muss an die beteiligten Ministerien appelliert 
werden, damit sie die durch Berufskrebs, Berufsallergien 
und Ähnlichem entstehenden Probleme der BK-Präven-
tion, -Rehabilitation und -Entschädigung mit Priorität 
versehen und auf die Agenda ‚Ethik in der Arbeitswelt‘ 
setzen.“ (Müsch, 2012)

Amtliche Datenlage 2018 (BMAS)

Gem. § 70 Abs. 3 SGB IV hat das BMAS den statistischen 
und finanziellen (!) Bericht über „Die gesetzliche Unfall-
versicherung in der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 
2018“ erst 2020 als Broschüre publiziert (BMAS, 2020). 
Erstellt wurde er von der Abteilung I „Grundsatzfragen 
des Sozialstaats, der Arbeitswelt und der sozialen Markt-
wirtschaft“ (BMAS-Abtlg. I/I b 5).
Als Erstes überrascht der Jahresbericht mit der Tatsache, 
dass die beiden letztjährigen Höchststände der BK-Todes-
fallzahlen 2018 unterboten werden konnten (siehe Gra-
fik). Tagtäglich verstarben somit N = 6,73 BK-Opfer, 
womit allerdings der Durchschnittswert seit 2005 nur 
unwesentlich unterboten wurde. Im Vergleich zu den 
Unfällen (N = 2,34 Tote p. d.) ist ferner festzuhalten, dass 
im Verhältnis 2,87/1 die BK-Todesfälle dominieren: Berufs-
krankheiten sind weiterhin die arbeitsbedingte Todes-
ursache Nr. 1.
Zur Interpretation des Kurvenverlaufs bei den BK-Todes-
fällen (rote Kurve) erfolgt an dieser Stelle erstmalig die 
Heranziehung der für statistische Erhebungen als Grund-
lage dienenden Rechengröße „Anzahl der Vollarbeiter“ 

Lebensprobleme im „Sozialstaat ohne Sozialverfassung“

Berufskrankheiten-Todesfälle
Udo Steiner, Juraprofessor (em.) und Richter a. D. im 1. Senat (Sozialrecht) des BVerfG, sowie Giovanni Maio, 
Medizinethik-Professor (Universität Freiburg), verdanken wir, dass ein aktueller Diskurs zum Thema 
„Lebensprobleme“ angestoßen wurde, allerdings leider ohne dass auf Berufskrankheiten(BK)-Opfer 
exemplarisch eingegangen worden wäre.

Literaturhinweise

Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung (Hrsg.): Die gesetzliche Unfallversicherung 
in der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 2018, Grafischer Bereich des BMAS, Bonn 2020.
Maio, G.: Werte für die Medizin: Warum die Heilberufe ihre eigene Identität verteidigen  
müssen, 2. Aufl. 2018, München: Kösel-Verlag.
Müsch, F. H.: „Tabu mit Todesfolge“, In: Die GesundheitsWirtschaft, 5/12, S. 20–21.
Müsch, F. H.: Berufskrankheiten – Ein medizinisch-juristisches Nachschlagewerk,  
Wissenschaftliche Verlagsgesellschaft (WVG), Stuttgart 2006.
Steiner, U.: „Sozialstaat ohne Sozialverfassung – Das Grundgesetz enthält keine sozialen 
Grundrechte“, In: Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ), Nr. 92, 18. April 2019, S. 18.
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(Jahresbericht S. 10). Während im Jahr 2017 das Ver-
hältnis N = 42.500.000 Vollarbeiter/N = 2.609 BK-Todes-
fälle und somit 16.289/1 betrug, lag es 2018 bei 
N = 39.200.000 Vollarbeiter/N = 2.457 BK-Todesfälle, 
also bei 15.954/1.
Das dabei relativ konstant gebliebene Verhältnis von 
1 BK-Todesfall auf 16.000 Vollarbeiter erklärt sich wahr-
scheinlich schlichtweg durch die Tatsache, dass die An-
zahl der Vollarbeiter als Bezugsgröße „[…] im Vergleich zum 
Vorjahr um 7,8 Prozent gesunken ist.“ Eine anderslautende 
Erklärung vom zuständigen „Berufskrankheiten“-Bun-
desministerium (BMAS) liegt jedenfalls bislang nicht vor.
Die im Aufbau im Vergleich zu den Vorjahren unverän-
derte Tabelle mit der Übersicht über BK-Todesfälle in 
den Jahren 2010 bis 2018 liefert zu jeder BK-Entität mit 
Todesfolge abstrahierte Angaben zu den Tatbestands-
merkmalen „Einwirkung“ und „Krankheit“. Nähere Anga-

ben sind den amtlichen Jahresberichten nicht zu ent-
nehmen.
In der Gesamtschau von Grafik und Tabelle muss grund-
sätzlich festgestellt werden, dass zwar Unfallverhütungs-
vorschriften (UVV/§ 15 SGB VII) der GUV-Träger beim 
BMAS ein Genehmigungsverfahren durchlaufen müssen 
– bei der Berufskrankheitenprävention der Gesetzgeber 
aber ein vergleichbares Kontrollsystem nicht für not-
wendig erachtet: Das Resultat dieses Versäumnisses 
belegt der o. g. Todesfallquotient (nahezu 3/1) von Berufs-
krankheiten und Berufsunfällen. 
Im Folgenden sollen die einzelnen Fälle mit gegenläufi-
gen Häufigkeitszahlen (Zunahme der Fallzahlen im 
Gegensatz zur abfallenden Jahresgesamtzahl) gesondert 
besprochen werden – und das aus aktuellem Anlass mit 
besonderer Berücksichtigung der „Infektionskrankhei-
ten“ (cave Covid-19).
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Bedenkliche Entwicklungen

Während die BK-Gruppe 3 mit Infektionskrankheiten, 
Zoonosen und Tropenkrankheiten insgesamt eine nicht 
zu übersehende negative Tendenz aufweist, haben sich 
die Todesfallzahlen im „Gesundheits“bereich (!) von 
2012 bis 2018 tatsächlich verdoppelt! Es handelt sich 
um folgende BK-Entität:
BK-Nr. 31 01 „Infektionskrankheiten, wenn der Versi-
cherte im Gesundheitsdienst, in der Wohlfahrtspflege 
oder in einem Laboratorium tätig oder durch eine andere 
Tätigkeit der Infektionsgefahr in ähnlichem Maße beson-
ders ausgesetzt war.“
Im dazugehörigen amtlichen Merkblatt (vgl. Müsch, 
2006) werden (Lungen-)Tuberkulose, Virushepatitis und 

Aids als „Klassiker“ ausführlich vorgestellt, Covid-19 
nun gebührt aber heute als Neuling besonderer Respekt. 
Allerdings ist zunächst für alle Infektionskrankheiten 
von folgender ätiopathogenetischen Grundvoraussetzung 
auszugehen: „[…] umfasst der Verlauf der Infektion einen 
Prozess, in dem mehrere Abwehrmechanismen des 
Immunsystems in einer für jeden Erreger typischen Weise 
wirksam werden.“ 
An dieser Stelle öffnet sich in Deutschland eine gravie-
rende Versorgungslücke, die ähnlich wie die fehlende 
Kassenzulassung von Arbeitsmedizinern dem „Sicher-
stellungsauftrag“ der Kassenärztlichen Bundesvereini-
gung (KBV) drastisch widerspricht: Es gibt im Gegen-
satz etwa zur DDR, Österreich oder der Schweiz hierzu-
lande gar keinen Facharzt für Immunologie (vgl. [Fach-]

BK-Nr. BK-Kurzfassung Anzahl der BK-Todesfälle pro Jahr

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

1 Chemische Einwirkungen 98 115 126 117 134 164 174 186 170

11 Metalle und Metalloide

11 01 Erkrankungen durch Blei 1 1 0 0 2 1 0 0 0

11 03 Erkrankungen durch Chrom 7 11 5 4 9 8 6 12 11

11 04 Erkrankungen durch Cadmium 0 0 0 0 0 0 1 1 0

11 07 Erkrankungen durch Vanadium 0 1 0 0 0 0 0 0 0

11 08 Erkrankungen durch Arsen 0 1 2 3 3 1 0 1 2

11 09 Erkrankungen durch Phosphor/anorganische Verbindungen 1 0 0 0 0 0 0 0 0

11 10 Erkrankungen durch Beryllium 0 1 1 0 1 4 1 1 0

12 Erstickungsgase

12 01 Erkrankungen durch Kohlenmonoxid 0 0 0 0 0 1 0 0 0

12 02 Erkrankungen durch Schwefelwasserstoff 1 0 1 0 1 0 1 0 0

13 Lösemittel, Pestizide und Sonstige

13 01 Harnwegsneubildung/aromatische Amine 32 33 27 22 33 26 30 48 43

13 02 Erkrankungen durch Halogenkohlenwasserstoffe 2 6 2 4 6 6 7 1 1

13 03 Erkrankungen durch Benzol/-homologe, Styrol 14 7 16 15 6 7 9 5 5

13 05 Erkrankungen durch Schwefelkohlenstoff 0 0 0 0 0 0 0 0 1

13 06 Erkrankungen durch Methylalkohol 0 0 0 0 0 1 0 0 0

13 09 Erkrankungen durch Salpetersäureester 0 0 1 0 0 0 0 0 0

13 10 Erkrankungen durch halogenierte Alkyl-, Aryl-, Alkylarylsulfide 2 3 2 2 2 1 1 0 1

13 14 Erkrankungen durch para-tertiär-Butylphenol 1 0 0 0 0 0 0 0 0

13 15 Erkrankungen durch Isocyanate 0 0 1 2 3 3 0 0 0

13 16 Erkrankungen der Leber durch Dimethylformamid 0 0 0 0 0 0 0 0 0

13 17 Polyneuropathie/Enzephalopathie durch organische Lösemittel/-Gemische 0 0 0 0 0 0 1 0 0

13 18 Erkrankungen des Blutes/lymphatischen Systems durch Benzol 37 51 68 65 68 105 117 117 99

13 19 Larynxkarzinom/Schwefelsäure-Aerosole – – – – – – – – 3

2 Physikalische Einwirkungen 83 78 61 43 47 42 28 34 22

21 02 Meniskusschäden/mechanische Überbelastung 0 1 0 0 1 0 0 0 0

21 08 Lumbalsyndrom/Bewegung von Lasten 0 0 1 0 1 0 0 2 0

21 10 Lumbalsyndrom/Erschütterungen 0 0 0 0 1 0 0 0 0

23 01 Schwerhörigkeit/Lärm 1 0 0 0 0 0 0 0 0

24 02 Erkrankungen durch ionisierende Strahlen/„Wismut“ 82 77 60 43 45 42 28 32 22

Berufskrankheiten-Todesfälle in den Jahren 2010 bis 2018
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Ärztliche Weiterbildungsordnung, Kammerrecht!). Wenn 
unsere Politikerberatungsstäbe also weiterhin nur mit 
medizinischen Partikularexperten bestückt werden, sind 
die Aussichten auf die nächstjährigen BK-Todesfallraten 
eher als bescheiden einzustufen. Erschwerend kommt 
hinzu, wie an dieser Stelle oftmals angemerkt, dass für 
die medizinisch-standesrechtlichen Vorgaben der Bun-
desgesundheitsminister (Spahn, CDU), für das zu ver-
meidende Präventionsversagen aber – wie bei allen 
Berufskrankheiten – der Bundesarbeitsminister (Heil, 
SPD) zuständig ist (BMAS-Abteilung Arbeitsrecht – 
Arbeitsschutz/Abtlg. III/III b 1: „Prävention nach dem 
SGB VII“). 
Nebenbemerkung: Früher hieß diese BMAS-Abteilung 
noch „Arbeitsrecht – Arbeitsschutz – Arbeitsmedizin“ – 

und das Referat „Arbeitsmedizin“ gibt es auch nicht mehr, 
obwohl der derzeitige BSG-Präsident Prof. Schlegel von 
2008 bis Ende 2013 dort der zuständige Abteilungs
leiter war.
Was demnächst auf uns zukommen könnte, deutet fol-
gende Meldung an (Aktuelles/Deutsches Ärzteblatt/
Montag, 20.7.2020): „COVID-19: 10 Prozent der Fälle 
sind Ärzte und Pflegekräfte/Genf – Weltweit sind bis-
lang mehr als 1,3 Millionen Ärzte und Pflegekräfte laut 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) am Coronavirus 
SARS-CoV-2 erkrankt.“

BK-Nr. BK-Kurzfassung Anzahl der BK-Todesfälle pro Jahr

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

3 Infektions-/Tropenkrankheiten 22 18 13 16 16 14 17 22 26

31 01 Infektionskrankheiten im Gesundheitsdienst 20 14 11 13 13 13 16 18 22

31 02 Zoonosen 0 1 1 1 2 1 0 2 3

31 04 Tropenkrankheiten 2 3 1 2 1 0 1 2 1

4 Atemwegs-, Lungen-, Rippen- und Bauchfellerkrankungen 2.161 2.221 2.189 2.078 2.186 2.124 2.288 2.284 2.180

41 Anorganische Stäube

41 01 Silikose 420 382 343 324 324 305 287 281 297

41 02 Siliko-Tuberkulose 4 12 4 8 5 7 2 3 3

41 03 Lungen-/Pleura-Asbestose 101 130 114 159 153 165 168 174 182

41 04 Lungen-, Kehlkopf-, Eierstockkrebs/Asbest 497 582 589 559 595 593 622 605 594

41 05 Mesotheliom/Asbest 695 762 833 734 817 812 872 843 776

41 06 Erkrankungen durch Aluminium 0 0 2 1 0 0 1 0 0

41 07 Lungenfibrose/Hartmetallstäube 0 1 1 3 0 0 0 1 1

41 08 Atemwegs- und Lungenerkrankungen/Thomasphosphat 0 0 0 0 0 0 0 1 0

41 09 Bösartige Neubildungen/Nickel 3 3 0 1 3 4 4 3 2

41 10 Bösartige Neubildungen/Kokereirohgase 17 7 11 6 8 6 9 8 8

41 11 Bergleute-Bronchitis/-Emphysem 300 212 165 151 144 115 141 149 118

41 12 Lungenkrebs durch kristallines Siliziumdioxid 50 63 42 40 50 37 83 91 80

41 13 Lungenkrebs durch PAK (Benzo[a]pyren) 3 8 9 4 7 10 4 11 8

41 14 Lungenkrebs durch Asbestfaserstaub und PAK 3 9 13 17 18 11 15 17 22

41 15 Schweißerlungenfibrose 0 1 1 4 0 1 2 4 0

42 Organische Stäube

42 01 Allergische Alveolitis 13 5 11 9 7 6 8 16 13

42 02 Byssinose 0 0 0 1 0 0 1 0 0

42 03 Nasen-Adenokarzinome durch Eichen- oder Buchenholz 22 9 16 21 13 16 27 23 19

43 Obstruktive Atemwegserkrankungen („COPD“)

43 01 Atemwegserkrankungen (allergisch) 17 15 15 9 13 12 12 16 19

43 02 Atemwegserkrankungen (chemisch-irritativ/toxisch) 16 20 20 27 29 24 30 38 38

5 Hautkrankheiten 3 3 1 1 1 2 3 12 17

51 01 Schwere Hauterkrankungen 3 2 1 0 1 0 0 0 0

51 02 Hautkrebs/Teer, Pech etc. 0 1 0 1 0 2 0 0 0

51 03 Plattenepithelkarzinome/Hyperkeratosen der Haut/UV-Strahlung – – – – – 1 3 12 17

BK lt. DDR-BKVO (vgl. Tabelle 5 in den Jahresberichten) 49 51 38 61 35 38 29 26 19

„Quasi-BK“lt. § 9 
Abs. 2 SGB VII

(keine detaillierten Angaben in den amtlichen Jahresberichten!) 93 74 40 41 50 31 37 45 23

Summe 2.509 2.560 2.468 2.357 2.469 2.415 2.576 2.609 2.457

BK-Nr. BK-Kurzfassung Anzahl der BK-Todesfälle pro Jahr

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

1 Chemische Einwirkungen 98 115 126 117 134 164 174 186 170

11 Metalle und Metalloide

11 01 Erkrankungen durch Blei 1 1 0 0 2 1 0 0 0

11 03 Erkrankungen durch Chrom 7 11 5 4 9 8 6 12 11

11 04 Erkrankungen durch Cadmium 0 0 0 0 0 0 1 1 0

11 07 Erkrankungen durch Vanadium 0 1 0 0 0 0 0 0 0

11 08 Erkrankungen durch Arsen 0 1 2 3 3 1 0 1 2

11 09 Erkrankungen durch Phosphor/anorganische Verbindungen 1 0 0 0 0 0 0 0 0

11 10 Erkrankungen durch Beryllium 0 1 1 0 1 4 1 1 0

12 Erstickungsgase

12 01 Erkrankungen durch Kohlenmonoxid 0 0 0 0 0 1 0 0 0

12 02 Erkrankungen durch Schwefelwasserstoff 1 0 1 0 1 0 1 0 0

13 Lösemittel, Pestizide und Sonstige

13 01 Harnwegsneubildung/aromatische Amine 32 33 27 22 33 26 30 48 43

13 02 Erkrankungen durch Halogenkohlenwasserstoffe 2 6 2 4 6 6 7 1 1

13 03 Erkrankungen durch Benzol/-homologe, Styrol 14 7 16 15 6 7 9 5 5

13 05 Erkrankungen durch Schwefelkohlenstoff 0 0 0 0 0 0 0 0 1

13 06 Erkrankungen durch Methylalkohol 0 0 0 0 0 1 0 0 0

13 09 Erkrankungen durch Salpetersäureester 0 0 1 0 0 0 0 0 0

13 10 Erkrankungen durch halogenierte Alkyl-, Aryl-, Alkylarylsulfide 2 3 2 2 2 1 1 0 1

13 14 Erkrankungen durch para-tertiär-Butylphenol 1 0 0 0 0 0 0 0 0

13 15 Erkrankungen durch Isocyanate 0 0 1 2 3 3 0 0 0

13 16 Erkrankungen der Leber durch Dimethylformamid 0 0 0 0 0 0 0 0 0

13 17 Polyneuropathie/Enzephalopathie durch organische Lösemittel/-Gemische 0 0 0 0 0 0 1 0 0

13 18 Erkrankungen des Blutes/lymphatischen Systems durch Benzol 37 51 68 65 68 105 117 117 99

13 19 Larynxkarzinom/Schwefelsäure-Aerosole – – – – – – – – 3

2 Physikalische Einwirkungen 83 78 61 43 47 42 28 34 22

21 02 Meniskusschäden/mechanische Überbelastung 0 1 0 0 1 0 0 0 0

21 08 Lumbalsyndrom/Bewegung von Lasten 0 0 1 0 1 0 0 2 0

21 10 Lumbalsyndrom/Erschütterungen 0 0 0 0 1 0 0 0 0

23 01 Schwerhörigkeit/Lärm 1 0 0 0 0 0 0 0 0

24 02 Erkrankungen durch ionisierende Strahlen/„Wismut“ 82 77 60 43 45 42 28 32 22

Berufskrankheiten-Todesfälle in den Jahren 2010 bis 2018
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Weitere Entwicklungen  
im Einzelnen

BK-Nr. 41 03: „Asbeststaublungenerkrankung 
(Asbestose) oder durch Asbeststaub  
verursachte Erkrankungen der Pleura“
Wie in der AuA 6/19, S. 348 ff. bereits ausgeführt, han-
delt es sich hier erfahrungsgemäß um zahlreiche sog. 
Alibi-Anerkennungen der Pleuraerkrankungen ohne Dia-
gnosesicherung (Pleuraspiegelung), um damit die Früh-
erkennung der häufigsten tödlichen Berufskrankheit-
Nr. 41 05, nämlich des (Pleura-)Mesothelioms, zu umge-
hen: Tatsächlich sind ausgerechnet die Zahlen für 
Mesotheliom-Todesfälle in den beiden letzten Berichts-
jahren rückläufig. Es ist zu befürchten, dass bei den 
41 03-Todesfällen (Höchststand mindestens seit 2006) 
viele Versicherte ein trauriges „Sozialgeheimnis“ mit ins 
Grab nehmen mussten.

BK-Nr. 41 14: „Lungenkrebs durch das  
Zusammenwirken von Asbestfaserstaub  
und polyzyklische aromatische Kohlenwasser-
stoffe […]“
Bei dieser erstmals 2009 neu erfassten Berufskrebsart 
sind die Todesfallzahlen von N = 1 auf aktuell N = 22 
angestiegen. Wenn dieses Beispiel beim Berufskrank-
heiten-Präventionsministerium (BMAS, s. o.) Alarm aus-
lösen würde, müssten sofort vielfältige auf (Multi-)Syn-
kanzerogenese beruhende neue BK-Entitäten geschaf-
fen werden. Für die immunologisch geschulte Ärzteschaft 
besteht die Möglichkeit, derartige bislang nicht offiziell 
anerkannte Fallkonstellationen als „Quasi-BK“ (§ 9, 
Abs. 2 SGB VII) „unverzüglich“ anzuzeigen (§ 202 SGB VII)!

BK-Nr. 43 01: „Durch allergisierende Stoffe 
verursachte obstruktive Atemwegs
erkrankungen (einschließlich Rhinopathie) […]“ 
Das Erreichen eines Höchststands der Todesfälle bei die-
ser Berufsallergieform (Berufsasthma) mindestens seit 
2006 ist umso unverständlicher, als der verursachende 
Allergenkontakt am Arbeitsplatz Sofortreaktionen aus-
löst, die primärpräventiv durch Allergenkarenz (z. B. 
Arbeitsplatzwechsel oder wenigstens Atemschutzmas-
ken) zu verhindern gewesen wären. Auf Allergiekon-
gressen wird diese Problematik stiefmütterlich behan-
delt, und das offensichtliche Präventionsversagen unseres 
dualen (!) Arbeitsschutzsystems (staatliche Gewerbe
aufsicht/„Berufsgenossenschaften“) wird medial nicht 
gebührend behandelt. 

BK-Nr. 43 02: „Durch chemisch-irritativ oder 
toxisch wirkende Stoffe verursachte 
obstruktive Atemwegserkrankungen […]“
Die 2017 und 2018 wiederholt erzielten langjährigen 
Höchststände lassen befürchten, dass es sich dabei häu-
fig auch um BK-Opfer mit Asbestarbeiter-Bronchitis han-
deln kann (vgl. Müsch, AuA 6/19, S. 348 ff.). Als Patien-
ten werden sie i. d. R. unter der „so called COPD“-Schein-
diagnose mit inhalativ applizierten Dreifach(!!!)–Kom-
binationspräparaten („Püsterli“) versorgt. Dadurch 
kaschierte Primärpräventionsdefizite (Arbeitsplatzwech-
sel oder wenigstens Atemschutzmasken) sind jedoch 
bei den registrierten Todesfällen den zuständigen Arbeits-

schützern (Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure, BG/TAD-
Beamte) und gewerkschaftsnahen Betriebsräten offen-
bar nicht aufgefallen.

BK-Nr. 51 03: „Plattenepithelkarzinome oder 
multiple aktinische Keratosen der Haut durch 
natürliche UV-Strahlung“
Diese 2015 mit einem Todesfall erstmals erfasste Berufs-
krebsart legt eine aufregende, d. h. quasi exponentielle 
Entwicklung hin. Das kann den ubiquitären Expositions-
verhältnissen (Sonnenschein) und der sehr großen Zahl 
exponierter Beschäftigter zuzuschreiben sein – es bedarf 
allerdings weiter strenger Beobachtung. Positiv hervor-
zuheben ist, dass erstmalig im Gegensatz zu anderen 
Berufskrebsformen (cave Früherkennung!) die aktini-
schen Keratosen als Präkanzerose des Plattenepithel-
karzinoms ausdrücklich miterfasst sind und als solche 
erfreulicherweise durch einfache örtliche Kryotherapie 
(„Vereisen“) behandelt werden können.

Schlussbetrachtung

Während es sich bei den dargelegten bedenklichen Ent-
wicklungen um offiziell anerkannte, aber auch grund-
sätzlich präventable „Lebensprobleme“ handelt und die 
Hauptverantwortung für das Präventionsversagen prak-
tisch bei den GUV-Trägern (Berufsgenossenschaften, 
Unfallkassen) verortet werden muss, scheint die BK-Aner-
kennungspraxis bei (Landes-)Sozialgerichten ebenfalls 
eine bedenkliche Entwicklung zu nehmen (cave Dunkel-
zifferproblematik!). 
Aus der Sicht von kammerrechtlich anerkannten Fach-
ärzten irritiert nun allein schon die Tatsache, dass ihnen 
– herabgestuft als sog. Sachverständige – vom Sozial-
gericht Fachliteratur für die BK-Begutachtung vorgege-
ben wird. Es handelt sich dabei in vielen Fällen tatsäch-
lich sogar um ein bestimmtes und von Gerichten als 
„Standardwerk“ apostrophiertes Buch, das nicht nur 
für pensionierte Mediziner finanziell in keinem Verhält-
nis zu den vom Gericht zu erwartenden Vergütungen 
steht. Untragbar erscheint dies vor allem aufgrund der 
Tatsache, dass es sich um ein von Unternehmerhaft-
pflicht-Versicherungsträgern gefördertes Werk handelt, 
bei dem neben zwei Herausgebern auch noch 15 (N = 15) 
Mitautoren als „BG“-Funktionsträger ausgewiesen sind.
Darüber hinaus werden selbst von Richtern bei BK-Aner-
kennungsentscheidungen und MdE-Festlegungen tat-
sächlich vom privatwirtschaftlichen Dachverband der 
Unternehmerhaftpflicht-Versicherungsträger (bekannt 
als sog. DGUV e. V.) herausgegebene „Empfehlungen“ 
und dergleichen bei der Rechtsfindung zugrunde gelegt – 
und das angeblich sogar sanktioniert durch das BSG. 
Wie dabei die Autorenschaft verrät, handelt es sich bei 
diesen höchstrichterlich goutierten Unterlagen eigent-
lich quasi nur um Ausbildungs- bzw. Arbeitsunterlagen 
für BG-Beamte, die vor (Landes-)Gerichten aus Sicht der 
Kläger (s. o.) als Pamphlet der Gegenseite keinen Bestand 
haben dürften.�

Unser Autor

Dr. Franz H. Müsch 
MedDir a. D.  

Arbeitsmediziner/Pneumologe, 
(Landes-)Sozialgerichts-

gutachter, Mitglied Deutscher 
Sozialgerichtstag/-rechts-

verband sowie Vereinigung 
Deutscher Staatlicher 

Gewerbeärzte, Düsseldorf 
www.müsch-

berufskrankheiten.de/ 
sozialrecht/todesfaelle
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Traditionelle Arbeits-, Rollen- und Wertevorstellungen 
werden infrage gestellt, neue Techniken erlauben, anders 
zu arbeiten, Marktherausforderungen, Fachkräftemangel 
und demografischer Wandel erfordern ein Umdenken. 

In „Arbeiten 4.0 in der Unternehmenspraxis“ zeigen 
Praktiker auf, wie Unternehmen auf die im Umbruch 
befindlichen Arbeitssituationen reagieren, und gehen 
dabei sowohl auf die arbeitsrechtlichen 
Herausforderungen als auch auf erste, bereits in der 
Praxis umgesetzte Lösungsansätze ein. 

So werden neue, flexible Formen der Arbeit behandelt, 
ebenso die Flexibilisierung von Arbeitszeit und 
Vergütung, das Minenfeld Beschäftigtendatenschutz und 
die zukunftsgerichtete Gestaltung von Arbeitsplätzen. 

Aus dem Inhalt 

▶ Neue Arbeitsformen (Scrum, Matrix, Agilität, mobiles 
Arbeiten etc.)
▶ Flexibilisierung der Arbeitszeit (ArbZG, Arbeitsmodelle)
▶ Arbeitsplatz 4.0 (BGM, BYOD, GDPR, Social Media)
▶ New Pay (Vergütungsmodelle, bAV)
▶ Weisungsrecht und Matrixstrukturen
▶ Mitbestimmung (Technische Einrichtungen, BV, TV, 
Agile Mitbestimmung)

Herausgeber:  
BVAU / Redaktion AuA, ca. 280 S., Broschur, 
1. Auflage Februar 2020, Artikel-Nr.: 3349011791
Preis: 79,00 €
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Martina Ruiß

Head of HR,  
Personio GmbH, 
München

„Probleme sollte man  
nicht bewundern,  
sondern aktiv angehen.“
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Was und wo haben Sie gelernt?
Studium der Wirtschaftspädagogik, Anglistik und 
Technology Management an der LMU München und 
CDTM.

Wären Sie nicht Personalerin geworden,  
was dann?
Ingenieurin, aufgrund meiner Leidenschaft,  
Problemen auf den Grund zu gehen.

Warum haben Sie sich für Ihren Beruf 
entschieden?
Da es, anders als es von vielen erwartet wird,  
ein stark analytisches Feld ist, und ich so meiner Liebe 
zu Daten und Menschen gleicherweise nachgehen 
kann.

An meinem Beruf fasziniert mich/mag ich 
besonders, ...
… dass kein Tag wie der andere ist und  
man kontinuierlich mit neuen Problemen  
und Fragestellungen konfrontiert wird.  
Zudem ist es grundsätzlich ein „positiver” Job,  
d. h. man kann Menschen helfen und verbreitet 
zumeist gute Nachrichten (z. B. beim Recruiting).

Wenn ich an meine ersten Berufsjahre  
denke, ...
… dann bin ich dankbar, was für tolle Mentoren  
ich von Beginn an hatte, die mich in meiner  
persönlichen Entwicklung gefördert haben und  
mir viele Möglichkeiten eröffnet haben, um mich  
auszuprobieren (etwa die Entsendung nach Dubai).

Welcher Rat hat Ihnen auf Ihrem beruflichen 
Weg am meisten genützt?
Folge nicht einfach Deiner Rollenbeschreibung,  
sondern mache jede Rolle zu Deiner eigenen.  
Und: „Du kannst das schon” – immer und immer  
wieder, wenn ich unsicher war, ob ich etwas schaffe.

Welche (sozialen) Netzwerke nutzen Sie?
Beruflich: LinkedIn, Xing, Purple Squirrel
Privat: Facebook und Instagram
Diverse Meet-ups

Welche berufliche Entscheidung würden Sie  
rückwirkend anders treffen?
Keine.

Arbeitnehmer sind dann gut, wenn ...
… sie positiv, neugierig und lernbereit sind,  
Probleme nicht bewundern, sondern aktiv angehen 
und Dinge kritisch hinterfragen.

Was war Ihre beruflich schwerste  
Entscheidung?
Der Wechsel weg von McKinsey, einem „sicheren” 
Umfeld inmitten toller Kollegen, Vorgesetzten und 
Mentoren, zu Personio, mit breiterem und für  
mich teilweise noch komplett neuen Verantwortungs- 
bereichen.

Welche Themen sind für Sie die wichtigsten 
der nächsten zwölf Monate?
Alle Mitarbeiter gesund und glücklich durch die 
Corona-Zeiten führen.
Aufbau unseres Büros in Dublin sowie weiteres 
Wachstum in München, Madrid und London  
bei Beibehalten unserer großartigen Unternehmens-
kultur.
Überarbeitung unserer Compensation-and-Benefits- 
Strategie.

Arbeit bedeutet mir ...
… viel. Ich habe die Erfahrung gemacht,  
dass es sich auf alle Lebensbereiche auswirkt,  
wenn ich mit meiner Arbeit nicht zufrieden bin.  
Zudem bin ich auch nur richtig gut in dem,  
was ich tue, wenn ich es gerne mache.

Was fällt Ihnen zu „Arbeit und Arbeitsrecht“ 
ein?
Eine gute Quelle, um sich über Trends zu informieren 
und zu arbeitsrechtlichen Themen auf dem Laufenden 
zu bleiben.

Was lesen Sie in AuA zuerst?
Die neueste Rechtsprechung.

Welche Rituale pflegen Sie?
Da ich keinen Kaffee trinke: Ein Glas kalte Cola light 
jeden Morgen um 9 Uhr ;) 

Mit wem würden Sie gerne mal ein Bier/ 
ein Glas Wein trinken?
Beruflich: Laszlo Bock (Mitgründer und CEO  
von Humu)
Privat: Patti Smith (Musikerin)

Wohin würden Sie gerne einmal reisen?
Eine Salsa-Reise durch ganz Südamerika.

Welches ist Ihr Lieblingsbuch?
„Die unendliche Geschichte” von Michael Ende.

Ihre größte Leidenschaft ist ...
… Zahlen, Daten, Salsa tanzen (mit größerer  
Leidenschaft als Können).

Verraten Sie uns Ihr Lebensmotto?
Wenn Dein Herz „nein” zu etwas sagt, dann lass es 
bleiben. Egal, wie viel Du bereits investiert hast.

Vita

Studium der Wirtschafts
pädagogik, Anglistik und 
Technology Management 
an der LMU München und 
CDTM.
2010 bis 2018: Recruiting 
bei McKinsey (Köln und 
Dubai).
Seit 2018: Head of HR bei 
Personio GmbH.
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Kurz gemeldet

Nachentrichtung von Sozial-
versicherungsbeiträgen 
Das FG Köln hat sich mit der Frage beschäftigt, 
ob die Nachentrichtung von Arbeitnehmerantei­
len aufgrund sozialversicherungsrechtlicher Sum­
menbescheide nach § 28f Abs. 2 SGB IV durch 
den Arbeitgeber zu Arbeitslohn führt. 

Im zugrunde liegenden Sachverhalt versteuerte 
ein Unternehmen Zuwendungen an Arbeitnehmer 
pauschal nach § 37b Abs. 2 EStG. Aufgrund der 
pauschalierten Steuerübernahme war das Unter­
nehmen der Ansicht, dass keine Sozialversiche­
rungspflicht bestünde. Sozialabgaben wurden 
daher zunächst nicht abgeführt. Für eine kon­
zernweit einheitliche Behandlung wurde schließ­
lich mit der Deutschen Rentenversicherung Bund 
(DRV) eine Vereinbarung getroffen, nach der die 
Erhebung der Sozialversicherungsbeiträge über 
pauschalierte Summenbescheide erfolgen sollte. 
Im Rahmen einer Lohnsteuer-Außenprüfung wur­
den auf Basis der Summenbescheide vom Arbeit­
geber übernommene Arbeitnehmeranteile von 
ca. 280.000 Euro ermittelt und mit einem Netto­
steuersatz von 43 % nachversteuert. Das Unter­
nehmen war der Ansicht, dass die Übernahme 
keine eigenständige Lohnzahlung darstellt, son­
dern dem geschuldet ist, dass wegen Zeitablauf 
gegenüber den Arbeitnehmern kein Aufrech­
nungsanspruch mehr durchgesetzt werden 
konnte. Zudem ergibt sich aus einem Summen­
bescheid kein Anspruch des einzelnen Arbeit­
nehmers gegenüber dem Versicherungsträger. 
Das Finanzamt unterstellte einen bewussten 
Rückbelastungsverzicht. Der Arbeitgeber entgeg­
nete mit der Klage und erweiterte die Begrün­
dung damit, dass ein Verzicht auf eine Rückfor­
derung keine eigenständige Lohnzahlung dar­
stellt und insoweit kein Zufluss gegeben ist, da 
dieser nur dann vorliegen würde, wenn der Ar­
beitnehmer einen eigenen Anspruch gegenüber 
der Versorgungseinrichtung erhalte. 

Im Urteil des FG Köln vom 24.1.2020 (1 K 1041/17) 
kommen die Richter zu dem Ergebnis, dass kein 
Arbeitslohn vorliegt, da sich aus der Übernahme 
von Sozialversicherungsbeiträgen auf Basis pau­
schalierter Summenbescheide keine objektive 
wirtschaftliche Bereicherung des einzelnen Mit­
arbeiters ableitet. Die Revision beim BFH ist seit 
Juni 2020 anhängig.

(S. P.)

Mahlzeitengestellung  
bei finanzieller Beteiligung
Das FG Niedersachsen hatte mit Urt. v. 27.11.2019 
(K 67/17) den Fall zu entscheiden, ob in dem zur 
Beurteilung stehenden Sachverhalt Verpflegungs­
pauschalen anzusetzen waren. 

Der Kläger war angestellt als Matrose und arbei­
tete auf diversen Schiffen seines Arbeitgebers. 
An Bord gab es einen Kantinen- und Proviant­
verein (Verein). Zweck des Vereins war der Ein­
kauf von Kantinen- und Proviantwaren. Jedes 
Besatzungsmitglied konnte Mitglied dieses Ver­
eins werden. Die Mitglieder zahlten für die Teil­
nahme an der Verpflegung den für Mitglieder je­
weils gültigen „ermäßigten Verpflegungssatz“. 
Nichtmitglieder zahlten den jeweils gültigen „Re­
gelverpflegungssatz“. Neben der Standardversor­
gung Frühstück, Mittag und Abendbrot konnten 
sich die Besatzungsmitglieder gegen Entgelt Ge­
tränke, Süßwaren und ähnliche Dinge aus der 
Kantine holen, die ebenfalls vom Verein betrie­
ben wurde. Auf dem Schiff gab es einen Schiffs­
koch. Neben der Kantine gab es einen getrenn­
ten Raum, der mit Spüle, Kühlschrank, Geschirr 
und Kaffeemaschine etc. ausgestattet war. Hier 
konnten sich die Besatzungsmitglieder – z. B. 
während der Nachtschicht – auch eine Scheibe 
Brot zubereiten. 

Das FG Niedersachsen kam in seinem Urteil zu 
dem Ergebnis, dass der Umstand, dass der Ar­
beitnehmer die Lebensmittel durch Zwischen­
schaltung eines Vereins selbst bezahlt, eine Mahl­
zeitengestellung nicht ausschließt. Der Arbeit­
geber trägt die Kosten für alle Personen, die bei 
der Verpflegung eingesetzt werden (Schiffskoch, 
Bedienung) und stellt zudem die erforderlichen 
Räumlichkeiten zur Verfügung (Kantine, Kom­
büse, Kühlschrank etc.). Damit beteilige er sich 
in einem solchem Umfang an der Verpflegung, 
dass von einer Mahlzeitengestellung durch ihn 
auszugehen sei. Ohne das Zutun des Arbeitge­
bers gäbe es keine Mahlzeiten an Bord. Aus die­
sem Grund kam es im Anschluss zu einer vom 
Gericht anerkannten Kürzung der Verpflegungs­
pauschalen nach § 9 Abs. 4a Satz 8 EStG. 
Das Gericht hat die Revision wegen grundsätz­
licher Bedeutung zugelassen. Das Urteil ist rechts­
kräftig. Die zugelassene Revision wurde wohl 
nicht eingelegt. 

(R. K.) 

Arbeitszimmer  
während Corona 
Aufgrund der Maßnahmen zur Eindämmung von 
Covid-19 haben viele Arbeitnehmer ihre Tätigkeit 
nach Hause bzw. in ein Arbeitszimmer verlegen 
können. Daher stellt sich nun die Frage nach dem 
Umfang der Abzugsmöglichkeit damit zusam­
menhängender Werbungskosten. 

Die umfassende Geltendmachung von Aufwen­
dungen für ein häusliches Arbeitszimmer bei Ar­
beitnehmern ist nur dann möglich, wenn nach­
weislich kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung 
steht und damit das Arbeitszimmer der Mittel­
punkt der beruflichen Betätigung ist. In diesem 
Fall sind die Kosten unbeschränkt abzugsfähig. 
Bei nur tageweiser Nutzung des Arbeitszimmers 
befindet sich der Mittelpunkt der Tätigkeit beim 
Arbeitgeber. Insoweit kommt für die Tage der Nut­
zung ein Abzug von bis zu 1.250 Euro in Betracht, 
wenn an diesen Tagen kein anderer Arbeitsplatz 
zur Verfügung steht. Aktuell ist aber noch nicht 
geklärt, inwiefern eine wegen Covid-19 bedingte 
vorübergehende Schließung der Räumlichkeiten 
des Arbeitgebers als vorübergehende „nicht an­
derweitig verfügbare Arbeitsstelle“ anerkannt 
wird. Sofern der Arbeitgeber Arbeitnehmern, die 
die Möglichkeit haben, von zu Hause zu arbei­
ten, zugesteht, diese Möglichkeit wahrzuneh­
men, steht der Arbeitsplatz beim Arbeitgeber 
grundsätzlich weiterhin zur Verfügung und ein 
Werbungskostenabzug für das häusliche Arbeits­
zimmer ist nicht möglich. 

Ob die Voraussetzungen für die Abziehbarkeit 
von Aufwendungen für ein Arbeitszimmer vor­
liegen und in welcher Höhe, wird erst im Rahmen 
der persönlichen Veranlagung zur Einkommen­
steuer 2020 durch die zuständigen Wohnsitz­
finanzämter des jeweiligen Arbeitnehmers ge­
klärt. Sollen Aufwendungen geltend gemacht 
werden, erstellt der Arbeitgeber i. d. R. den Ar­
beitnehmern, die im Homeoffice arbeiten muss­
ten, eine Bescheinigung über den entsprechen­
den Zeitraum. 

(S. P.)

Rainer Kuhsel, Rechtsanwalt,
Wirtschaftsprüfer und Steuerberater, Köln (R. K.)

Sandra Peterson, Steuerberaterin, 
Referent Lohnsteuer, ZF Group, München (S. P.)



AuA Digital 
Arbeit und Arbeitsrecht: gedruckt und digital –  
viele Wege führen zu unseren Inhalten! 

Online-Lösungen für Ihre Aufgaben:

App und ePaper*
Unsere Inhalte stehen Ihnen auch als App für Apple- und 
 Android-Geräte zur Verfügung. Damit haben Sie die Möglichkeit, die 
Hefte 1:1 auf dem Tablet oder Smartphone zu lesen. Die Desktop-Ver-
sion der AuA-Magazin-App können Sie an Ihrem PC oder Laptop mit 
Internet-Zugang nutzen. Die App funktioniert am Desktop genauso 
intuitiv, wie Sie es von Ihrem mobilen Endgerät gewohnt sind.

www.arbeit-und-arbeitsrecht.de/aua-digital

Fachartikelarchiv*
Unser digitales Fachartikelarchiv ist Ihre Versicherung für Fragen zu 
Themen aus den Bereichen Personalpraxis und Arbeitsrecht. Zusam-
men mit unserem Partner Genios finden Sie in diesem Archiv tausende 
Fachbeiträge, die Sie bei Ihrer täglichen Arbeit unterstützen.

www.arbeit-und-arbeitsrecht.de/gbi-genios

Arbeitsrecht-Kommentare*
Kein langes Suchen mehr – mit dem Login auf der Website erhalten 
Sie eine Flatrate für alle Arbeitsrecht-Kommentare. Alle in der Arbeit 
und Arbeitsrecht seit 2000 veröffentlichten Entscheidungsbespre-
chungen kompakt und übersichtlich gebündelt zu den verschiedens-
ten Themenbereichen. Fachanwälte für Arbeitsrecht und Praktiker 
erklären verständlich wichtige arbeitsrechtliche Rechtsprechung zu 
allen Gebieten.

www.arbeit-und-arbeitsrecht.de/ressorts/rechtsprechung

Social-Media und Newsletter
Wir sind dort, wo Sie sind: Mit eigenen News-Kanälen auf Xing, 
 Facebook und Twitter. Unsere Nachrichten und Meldungen lassen 
sich über diese Kanäle bequem abonnieren und in Ihr individuelles 
Surfverhalten integrieren. Wer alle 14 Tage eine Übersicht über die 
wichtigsten Nachrichten erhalten möchte, dem empfehlen wir unseren 
klassischen Newsletter.

www.arbeit-und-arbeitsrecht.de/newsletter
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Betriebsübergang bei 
Neuvergabe von Buslinien
Art. 1 Abs. 1 RL 2001/23/EG

1. Werden Buslinien des Regional­
verkehrs in einem öffentlichen Vergabe­
verfahren neu vergeben, ist ein 
Betriebsübergang nicht notwendiger­
weise dadurch ausgeschlossen,  
dass der neue Betreiber aus rechtlichen, 
technischen und umweltrelevanten 
Gründen die Busse als wesentliche 
sächliche Betriebsmittel nicht über­
nimmt.
2. Ein Betriebsübergang kann im Zuge 
einer Neuvergabe des Regionalbus­
verkehrs auch gegeben sein, wenn der 
neue Betreiber mit einem wesentlichen 
Teil des Fahrpersonals das im Linien­
verkehr notwendige Know-how über­
nimmt.

(Leitsätze des Bearbeiters)

EuGH, Urteil vom 27.2.2020 – C-298/18

l Problempunkt

In einem ostdeutschen Landkreis wurden die Bus­
linien in einem öffentlichen Vergabeverfahren 
ausgeschrieben. Nachdem die frühere Betreiberin 
SBN kein Angebot abgegeben hatte, erhielt ein 
anderes Unternehmen, die KVG, den Zuschlag 
und gründete die neue Betreibergesellschaft OSL. 
Im April 2017 teilte die KVG der SBN mit, dass 
sie die Busse weder kaufen oder mieten noch 
Werkstattleistungen in Anspruch nehmen wird. 
Die Busse der SBN waren schon sehr alt und er­
füllten nur die Abgasnormen Euro 3 und Euro 4. 
Im Zuge der Vergabe wurden Busse mit Euro 6 
und sachkundiges Fahrpersonal gefordert. Ab 
August 2017 bediente die OSL die Buslinien, wo­
für sie den Großteil des Fahrpersonals und einen 
Teil der Führungskräfte übernommen hatte.
Die Kläger der beiden Ausgangsrechtsstreite ma­
chen geltend, dass die SBN ihre langjährigen Ar­
beitsverhältnisse nicht wirksam gekündigt hat. 
Das ist für den ersten Kläger, den die OSL einge­
stellt hat, für die Berechnung der Betriebszuge­
hörigkeit relevant. Gegen die Forderungen des 
zweiten Klägers, den die OSL nicht eingestellt 
hat, wehrt sich die SBN, weil sie meint, dass das 

Arbeitsverhältnis mit der OSL fortbesteht. Die 
Frage, ob ein Betriebsübergang gegeben ist, hat 
das zuständige ArbG Cottbus dem EuGH vor­
gelegt.

s Entscheidung

Der EuGH antwortet auf die Vorlage, dass ein 
Betriebsübergang nicht allein dadurch ausge­
schlossen ist, dass die OSL die Busse der SBN 
nicht übernommen hat.
Im Kern ging es wie bei jedem Betriebsübergang 
um die Frage, ob die neue Betreiberin identitäts­
wahrend eine wirtschaftliche Einheit der frühe­
ren Betreiberin übernommen hat. Eine solche Ein­
heit ist als organisierte Gesamtheit von Perso­
nen und Sachen zur Verfolgung einer wirtschaft­
lichen Haupt- oder Nebentätigkeit, d. h. zur Aus­
übung einer wirtschaftlichen Tätigkeit mit 
eigener Zielsetzung, definiert. Ob die Identität 
gewahrt ist, hängt von der Art der wirtschaft­
lichen Tätigkeit ab, weshalb eine Gesamtwürdi­
gung nach den wesentlichen Faktoren, dem Um­
fang übernommener und nicht übernommener 
personeller, sächlicher und immaterieller Betriebs­
mittel und Betriebsvermögen und der Ähnlich­
keit des Betriebs vor und nach einer Übernahme 
erfolgen muss.
Problematisch war, ob im Regionalbusverkehr 
die Übernahme eines Gros des für den erfolgrei­
chen Betrieb der Buslinien qualifizierten Perso­
nals ausreicht, wenn insbesondere sächliche Be­
triebsmittel und unterstützende Werkstattleis­
tungen zurückbleiben und abgewickelt werden. 
Die OSL führte zu ihrer Verteidigung gegen einen 
Übergang u. a. das Urteil „Liikenne“ an (EuGH, 
Urt. v. 25.1.2001 – C-172/99, NZA 2001, S. 249).
Der EuGH erkannte hier eine Besonderheit, weil 
die Übernahme der Busse der OSL wegen ver­
gaberechtlicher Vorgaben zu technischen und 
umweltrelevanten Anforderungen unmöglich war. 
Den Betrieb der Buslinien nach der Neuvergabe 
an die OSL vergleicht der EuGH mit der Situation, 
die bei einer wiederholten Vergabe an die SBN 
eingetreten wäre. In diesem Fall hätte die SBN 
ihre Busse ebenfalls zeitnah durch neue Fahr­
zeuge mit Euro 6 ersetzen müssen. Unter diesen 
Umständen soll es anders als im Urteil „Liikenne“ 
nicht ausreichen, einen Betriebsübergang zwi­
schen Verkehrsunternehmen mangels Übernahme 
der Busse abzulehnen.

Das vorlegende ArbG Cottbus soll vielmehr we­
gen der technischen und umweltrelevanten Hin­
dernisse zu prüfen haben, inwieweit es auf das 
Know-how des Fahrpersonals ankommt. Im Re­
gionalverkehr misst der EuGH nunmehr den 
Kenntnissen von Busfahrern um Verkehrsnetz, 
Strecken, die Linienführung, Anschlussverbin­
dungen an andere Busse und Bahnen sowie Tarif­
bestimmungen eine so wesentliche Rolle unter 
den eingesetzten Betriebsmitteln bei, dass es in 
der Gesamtwürdigung aller Umstände auf säch­
liche Betriebsmittel nicht mehr ankommt. Beson­
deres Gewicht hat das Know-how im Ausgangs­
rechtsstreit deshalb, weil im Vergabeverfahren 
umfangreiche Kenntnisse und Auskunftsfähig­
keit des einzusetzenden Fahrpersonals gegen­
über Fahrgästen Teil der ausgeschriebenen Ver­
kehrsdienstleistung waren.

›› Konsequenzen

Für die Beurteilung, ob es infolge eines öffent­
lichen Vergabeverfahrens zwischen bisherigem 
und neuem Betreiber von Buslinien zu einem Be­
triebsübergang gekommen ist, stellt der EuGH 
erheblich auf die ausgeschriebene Leistung ab. 
Die Vergabeentscheidung steht nicht mehr nur 
der direkten „vertraglichen Übertragung“ i. S. d. 
Art. 1 Abs. 1 RL 2001/23/EG gleich. Mit der ihr 
vorausgehenden Ausschreibung setzt der öffent­
liche Auftraggeber jetzt auch Konditionen, die 
die Wahrscheinlichkeit eines Betriebsübergangs 
beeinflussen. Je detaillierter die Leistungsbeschrei­
bung ist, desto mehr rechtliches Gewicht kön­
nen bestimmte Betriebsmittel bekommen – und 
zwar unabhängig davon, wie wichtig sie nach 
der Arbeitsorganisation des bisherigen Betrei­
bers waren.

Praxistipp

Öffentliche Auftraggeber einerseits und 
interessierte Verkehrsunternehmen 
andererseits sollten die Ausschreibung 
von Busverkehren im Vergabeverfahren 
daraufhin prüfen, inwieweit sie unter 
der neuen Rechtsprechung des EuGH 
Ansatzpunkte für einen Betriebsüber-
gang liefern. Bei der Vergabe von schie-
nengebundenen Verkehren dürfte die 
Bedeutung des Urteils gering sein.  
Im Übrigen wird die Digitalisierung im 
ÖPNV dazu führen, dass menschliches 
Grund- und Erfahrungswissen um Fahr-
zeug, Streckennetz und Tarife immer mehr 
durch digitale Fahrer- und Fahrgast
informationen in Echtzeit ersetzt wird.

Dr. Markus Sprenger, Rechtsanwalt, 
Geschäftsführer des KAV Rheinland-Pfalz 
e. V., Mainz

Entscheidungen 
kommentiert
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Reisezeit zur Fortbildungs­
veranstaltung  
ist vergütungspflichtig

§ 611a BGB 

Die vom Arbeitgeber angeordnete 
Teilnahme an einer Fortbildungs­
veranstaltung zählt als vergütungs­
pflichtige Arbeitszeit. Das gilt auch für 
die An- und Abreisezeit.

(Leitsatz des Bearbeiters)

BAG, Urteil vom 15.11.2018 – 
6 AZR 294/17

l Problempunkt

Die Parteien streiten um die Anerkennung von 
Zeiten für Fortbildungen und den zugehörigen 
Reisezeiten als vergütungspflichtige Arbeitszeit. 
Der Arbeitnehmer ist seit 2001 im Unternehmen 
als ärztlicher Gutachter in L Vollzeit beschäftigt 
mit 38,5 Stunden/Woche. Im Auftrag und im In­
teresse des Arbeitgebers nahm der Arbeitneh­
mer an einem verpflichtenden Gutachtertreffen 
und drei Seminarterminen in Fulda, Essen, Düssel­
dorf bzw. Dresden teil. Einschließlich der An- und 
Abreise bedeutete dies für ihn einen Zeitaufwand 
von insgesamt 64,17 Stunden. Der Arbeitgeber 
übernahm zwar die Fortbildungs- und Reisekos­
ten, wollte aber die 64,17 Stunden Zeitaufwand 
für An-/Abreise dem Arbeitszeitkonto des Ar­
beitnehmers nicht gutschreiben, sodass der Klä­
ger hierauf klagte.

Auf das Arbeitsverhältnis war der Manteltarif­
vertrag für die Beschäftigten der Medizinischen 
Dienste der Krankenversicherung und des Medi­
zinischen Dienstes des Spitzenverbands Bund der 
Krankenkassen (MDK-T) anwendbar. Für Dienst­
reisen gab es eine tarifliche Regelung. Diese sah 
in § 12 Abs. 8 vor, dass die Zeit der dienstlichen 
Inanspruchnahme, einschließlich An- und Ab­
reise, als Arbeitszeit zu berücksichtigen sei. In 
der MDK-T-Reisekostenregelung unter § 10 Reise­
kosten bei Reisen aus besonderem Anlass war 
geregelt, dass bei Reisen aus besonderem An­
lass der Umfang der Erstattung notwendiger Kos­
ten mit der Genehmigung jeweils festgesetzt 
würde. Von diesen Kosten war nach Ansicht des 
Arbeitgebers dann auch die Vergütung der Ar­
beitszeit umfasst. Das ArbG wies die Klage ab, 
das LAG gab ihr statt.

s Entscheidung

Das BAG entschied, dass der Kläger für die ge­
samten für die Fortbildung erforderlichen Zeiten 
Anspruch auf Vergütung nach § 611a BGB i. V. m. 

§ 12 Abs. 8 MDK-T, Ziff. 6 BV „Flexible Arbeits­
zeit“ hat. § 12 Abs. 8 MDK-T regelt die Frage der 
Vergütungspflicht von Reisezeiten und nicht le­
diglich deren Einordnung als Arbeitszeit i. S. d. 
Arbeitsschutzrechts gem. § 2 Abs. 1 ArbZG; Art. 2 
Nr. 1 RL 2003/88/EG, was sich aus der Systematik 
ergibt.

Auf Basis der tarifvertraglichen Regelungen war 
der Besuch der Fortbildungen eine Dienstreise. 
Eine solche ist sowohl nach dem Tarifvertrag, all­
gemeinen Sprachgebrauch als auch nach der Recht­
sprechung (BAG, Urt. v. 8.5.2018 – 9 AZR 586/17) 
eine Fahrt an einen Ort, an dem ein Dienst­
geschäft zu erbringen ist. Dienstgeschäfte eines 
Arbeitnehmers sind die ihm zur unmittelbaren 
Erledigung übertragenen Arbeitsaufgaben. Ob 
eine Fortbildung ein Dienstgeschäft ist, richtet 
sich nach den Umständen des Einzelfalls. Hier 
hatte der Arbeitgeber den Arbeitnehmer mit der 
Teilnahme beauftragt und seine Teilnahme war 
für die Fortsetzung seiner Gutachtertätigkeit im 
dienstlichen Interesse des Arbeitgebers auch er­
forderlich. Deshalb bestand kein Zweifel, dass 
es sich um ein Dienstgeschäft handelte. Offen­
lassen konnte das BAG, ob an dem Kriterium der 
Unmittelbarkeit der zur Erledigung übertrage­
nen Arbeitsaufgaben festzuhalten oder ob inso­
weit auf das Direktionsrecht des Arbeitgebers 
(§ 106 GewO) abzustellen ist.

Die tarifliche Regelung über die Kostenerstat­
tung bei Reisen aus besonderem Anlass betraf 
nur die Höhe der Reisekosten, nicht aber die Ein­
ordnung der Reisezeit als Arbeitszeit. Wegen der 
im Übrigen eindeutigen Regelung im Tarifvertrag 
bewertete das BAG die An- und Abreisezeit als 
vergütungspflichtige Arbeitszeit. Durch Arbeits­
vertrag oder Tarifvertrag kann eine gesonderte 
Vergütungsregelung für eine andere als die 
eigentliche Tätigkeit getroffen werden (BAG, Urt. 
v. 25.4.2018 – 5 AZR 245/17, AuA 1/19, S. 54: 
Umkleidezeit). Dabei gilt es zu beachten, dass 
die Vergütung der „versprochenen Dienste“ nicht 
nur in Geld, sondern auch durch eine Gutschrift 
auf dem Arbeitszeitkonto erfolgen kann. Eine 
solche gesonderte Vergütungsregelung bestand 
vorliegend nicht. Auch Ziff. 5 der BV „Flexible 
Arbeitszeit“, die eine Berücksichtigung nur im 
Umfang von täglich 7,7 Stunden vorsieht, stand 
nicht entgegen. Die Regelung war wegen Ver­
stoß gegen § 12 Abs. 8 MDK-T insoweit unwirk­
sam nach § 77 Abs. 3 BetrVG.

›› Konsequenzen

Es gibt drei zu unterscheidende Arbeitszeitbe­
griffe: Den arbeitsschutzrechtlichen (§ 2 ArbZG), 
den vergütungsrechtlichen (§ 611a BGB) sowie 
den mitbestimmungsrechtlichen (§ 87 Abs. 1 
Nr. 2, 3 BetrVG): Betrieblich veranlasstes Fliegen 
oder Mitfahren (ohne dabei zu arbeiten) ist da­

nach keine Arbeitszeit i. S. d. ArbZG, wohl aber 
vergütungsrechtlich: Das BAG hatte entschieden 
(Urt. v. 17.10.2018 – 5 AZR 553/17, NZA 2019, 
S. 159), dass Reisezeit einer Dienstreise ins Aus­
land vergütungspflichtige Arbeitszeit ist. Anknüp­
fungspunkt ist stets das dienstliche Interesse des 
Arbeitgebers an der Reise und ob eine entspre­
chende Weisung von ihm vorliegt. Dann ist es 
letztlich unerheblich, ob die Reise zur Teilnahme 
an einer Fortbildung oder zur Erbringung der Ar­
beitsleistung am Zielort durchgeführt wird.

Praxistipp

Arbeitgeber dürfen und sollten eine 
tarifliche oder zulässige arbeitsvertrag
liche Regelung über eine geringere 
Vergütung, z. B. für reine Reise- oder 
Umkleide-, Wegezeit, treffen, wobei der 
jeweilige Mindestlohn (2020: 9,35 Euro) 
die Untergrenze bildet.

Volker Stück, Rechtsanwalt, Bonn
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Betriebsrat darf Twitter 
nutzen
Art. 5 Abs. 1, Art. 19 Abs. 3 GG

Der Betriebsrat ist bei der Wahrneh­
mung seiner gesetzlichen Aufgaben 
Träger von Grundrechten nach Art. 19 
Abs. 3 GG, soweit diese ihrem Wesen 
nach anwendbar sind. Er genießt daher 
in seinen Angelegenheiten den Schutz 
der Meinungsfreiheit gem. Art. 5 Abs. 1 
GG und kann folglich auch selbst 
entscheiden, wann, bei welchen 
Gelegenheiten und durch welches 
Medium er eine öffentliche Stellung­
nahme für angebracht hält. 
					   
		  (Leitsätze des Bearbeiters)

LAG Niedersachsen, Beschluss vom 
6.12.2018 – 5 TaBV 107/17

l Problempunkt

Der Betriebsrat unterhält einen Twitter-Account, 
mit welchem er unregelmäßig über seine Tätig­
keit und den Stand der Dinge sowie Auseinan­
dersetzungen mit der Arbeitgeberin berichtet 
oder andere betriebliche Belange bzw. Forde­
rungen ausspricht und Stellung bezieht. Die Ar­
beitgeberin (ein Unternehmen des Gesundheits­
wesens, das mehrere psychiatrische Fachklini­
ken betreibt) ist der Ansicht, dass der Betriebs­
rat dadurch gegen die Grundsätze der vertrau­
ensvollen Zusammenarbeit verstoße, wenn er 
sich bei Twitter zu betrieblichen Angelegenheiten 
äußert. Der Account bzw. dessen Betrieb sei für 
die Wahrnehmung der dem Betriebsrat obliegen­
den Aufgaben nicht erforderlich. Es gehöre we­
der zu seinen Aufgaben noch zu seinen Befug­
nissen, von sich aus die außerbetriebliche Öf­
fentlichkeit über irgendwelche betrieblichen Vor­
gänge zu unterrichten. Der Arbeitgeber begehrt 
daher die gerichtliche Feststellung der fehlen­
den Berechtigung der Twitter-Nutzung durch das 
Gremium.
Das ArbG Göttingen hatte im Ergebnis den An­
trägen der Arbeitgeberin stattgegeben.

s Entscheidung 

Dem ist das LAG Niedersachsen nicht gefolgt. 
Zwar kann die Arbeitgeberin etwaige Unterlas­
sungsverpflichtungen des Betriebsrats im Be­
schlussverfahren grundsätzlich im Rahmen eines 
Feststellungsantrags gerichtlich klären lassen. 
Hierfür muss jedoch der Antrag so konkret ge­
fasst werden, dass der Umfang der Rechtskraft 
feststeht. Globalanträge, deren Reichweite in der 
Umsetzung für den Betriebsrat nicht hinreichend 

klare Konturen beinhalten, reichen hierfür nicht 
aus.
Vorliegend hat der Arbeitgeber einen solchen 
unbegründeten Globalantrag gestellt, da die voll­
ständige Untersagung der Nutzung von Twitter 
durch den Betriebsrat keine rechtliche Grund­
lage hat. Zur Begründung stellten die Richter da­
rauf ab, dass ein Betriebsrat zumindest partiell 
grundrechtsfähig ist. Dies folgt aus Art. 19 Abs. 3 
GG. Über dessen Wortlaut hinaus sind die Grund­
rechte ihrem Wesen nach auch auf Vereinigun­
gen anwendbar, welche zu eigenständiger Wil­
lensbildung und zu eigenem Handeln fähig sind. 
Dabei ist die einfachrechtlich vermittelte Rechts­
fähigkeit einer Vereinigung nicht entscheidend, 
sodass Art. 5 Abs. 1 GG für Betriebsräte mindes­
tens insoweit Anwendung findet, als deren ge­
setzlicher Aufgabenkreis betroffen ist.
Da ein Betriebsrat sich folglich in seinen Ange­
legenheiten auf die grundgesetzliche Meinungs­
freiheit berufen kann, ist er auch nicht darauf 
beschränkt, seine Meinung in bestimmten Räum­
lichkeiten zu äußern. Er kann selbst entscheiden, 
wann und bei welchen Gelegenheiten er eine öf­
fentliche Stellungnahme für angebracht hält. 

›› Konsequenzen 

Die Nutzung eines eigenen Twitter-Accounts ist 
in der Praxis weit verbreitet. Durch die hohe Ge­
schwindigkeit und Reichweite der Plattform bietet 
sich Twitter für die unterschiedlichsten Informa­
tions- und Kommunikationszwecke an. Arbeit­
geber nutzen Twitter als Reichweiteninstrument 
für alle Kunden und sonstige Interessierte zu 
Werbe- oder Imagezwecken. Ob und wie weit 
der Betriebsrat hierbei in der Mitbestimmung ist, 
ist höchstrichterlich noch immer nicht geklärt. 
Zutreffend hat dies zuletzt etwa das LAG Hamburg 
bejaht. Die Begründung folgt aus der Facebook-
Entscheidung des BAG (Beschl. v. 13.12.2016 – 
1 ABR 7/15, AuA 6/17, S. 374). Dort wurde für das 
Betreiben eines Facebook-Accounts mit Kom­
mentarfunktionen ein Mitbestimmungsrecht des 
Betriebsrats nach § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG fest­
gestellt. Die weitere Entwicklung zu dieser 
Rechtsfrage bleibt abzuwarten.

Genauso spannend ist die hier gegenständliche 
Frage, welche mit umgekehrten Vorzeichen ge­
stellt wird. Vorliegend geht es darum, ob bzw. 
wie ein Betriebsrat Twitter nutzen darf. Auch 
dies ist höchstrichterlich nicht geklärt. Der Vor­
gang war für den 29.7.2020 durch den 7. Senat 
des BAG zur Entscheidung vorgesehen, nachdem 
die Arbeitgeberin gegen die hier besprochene 
Entscheidung des LAG Niedersachen Rechts­
beschwerde eingelegt hatte. Da die Rechts­
beschwerde zurückgenommen wurde, bestand 
keine Möglichkeit zur Sachentscheidung mehr. 

Spannend wäre vor allem geworden, ob das BAG 
sich zur Grundrechtsfähigkeit eines Betriebsrats 
geäußert hätte. Diese Frage ist bisher bewusst 
unentschieden geblieben (ausdrücklich BAG, Be­
schl. v. 17.3.2010 – 7 ABR 95/08 m. w. N). Rich­
tigerweise dürfte diese Frage zu bejahen sein, 
nachdem inzwischen auch die Teilrechtsfähig­
keit des Betriebsrats feststehen dürfte (BAG, Be­
schl. v. 23.10.2019 – 7 ABR 7/18).
Für die vorliegende Frage reicht indes auch der 
einfachrechtliche Aufgabenkreis des Betriebs­
rats nach dem BetrVG aus, um auch öffentliche 
Aussagen tätigen zu können. Eines Rückgriffs 
auf Grundrechtspositionen bedarf es deshalb 
nicht. Der Betriebsrat hat eine Einschätzungs­
prärogative dahingehend, mit welchen Mitteln 
er seine gesetzlichen Aufgaben wahrnimmt. Die 
Grenze bildet dabei das BetrVG. Dieses beinhal­
tet für die vorliegende Fragestellung aber nur die 
Pflicht zur Wahrung der Vertraulichkeit und Ver­
schwiegenheit. Über Dinge, die diesen Punkten 
nicht unterfallen, darf ein Betriebsrat sich öffent­
lich äußern. Ob er dies über Twitter oder andere 
Medien macht, entscheidet er selbst.
Arbeitgeber haben keine rechtliche Handhabe, 
Betriebsräten das Betreiben eines Twitter-
Accounts gänzlich zu untersagen. Bei der Nut­
zung von Twitter handelt es sich nur um ein Me­
dium, welches als solches dem Betriebsrat im 
Rahmen der von ihm selbst bestimmten Öffent­
lichkeitsarbeit freisteht. Auch ist es nicht mög­
lich, dem Betriebsrat jegliches Twittern über be­
triebliche Belange zu untersagen. Gerade dies 
ist ja Bestandteil seines betriebsverfassungsrecht­
lichen Aufgabenkreises. 

Praxistipp

Die Grenze in Sachen Öffentlichkeits
arbeit des Betriebsrats ist immer dann 
überschritten, wenn der Boden des 
BetrVG verlassen wird. Das dürfte in der 
Praxis insbesondere bei der Verletzung 
der Vertraulichkeit der Fall sein. 
Entscheidend ist deshalb stets, was ein 
Betriebsrat im Einzelfall öffentlich 
verlautbart. Twitter ist dabei nur ein 
Mittel wie andere auch.

Prof. Dr. Tim Jesgarzewski, Rechtsanwalt  
und Fachanwalt für Arbeitsrecht,  
FOM Hochschule Bremen,  
Direktor KompetenzCentrum  
für Wirtschaftsrecht, Hamburg
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Literaturtipps
Aufhebung und Abfindung 
in der arbeitsrechtlichen  
Beratungspraxis 

Von Prof. Dr. Martin  
J. Reufels, Nomos Verlag, 
Baden-Baden 2020,  
307 Seiten, Softcover, 
Preis: 48 Euro 
 
 

In der arbeitsrechtlichen Praxis spielen Aufhe-
bungs- und Abwicklungsverträge eine große 
Rolle. Die einvernehmliche Beendigung von Ar-
beitsverträgen bietet gegenüber einer streitigen 
Auseinandersetzung nicht nur den Vorteil einer 
größeren Flexibilität zur zeitnahen Regelung ein-
zelner Fragen, sondern auch den Vorzug des früh-
zeitigen Konsenses; auch die meisten arbeits
gerichtlichen Kündigungsschutzstreitigkeiten en-
den mit einem Vergleich, haben bis dahin aber 
viel Zeit und oft mehr Nerven und mehr Geld ge-
kostet. 

Aufhebungsverträge führen zu arbeits-, sozial-
versicherungs- und steuerrechtlichen Fragen. Alle 
drei Bereiche werden von Reufels ebenso gründ-
lich und fundiert wie übersichtlich und kompakt 
dargestellt, was an sich schon eine Meisterleis-
tung ist. Dass das Handbuch von einem sehr er-
fahrenen Praktiker des Arbeitsrechts geschrie-
ben wurde, zeigt exemplarisch die Darstellung 
des aktuellen Stands der Rechtsprechung zu den 
Geheimhaltungsklauseln. Die Rechtsprechung 
wird nicht nur prägnant und auf den Punkt ge-
bracht zusammengefasst, vielmehr werden die 
für den Praktiker notwendigen Schlussfolgerun-
gen der Rechtsprechung für die Wirksamkeit von 
Verschwiegenheitsklauseln gezogen.

Ein großes Lob ist Reufels dafür auszusprechen, 
dass alle gängigen Probleme nicht nur angespro-
chen, sondern auf dem neuesten Stand der Recht-
sprechung unter Berücksichtigung der Literatur
meinung übersichtlich dargestellt und mit Hand-
lungs- sowie Formulierungsempfehlungen ver-
sehen werden. Dies gilt für die Regelungsberei-
che eines Aufhebungsvertrags wie Abfindung 
(mit den damit verbundenen steuerrechtlichen 
Fragen), Dienstwagen, nachvertragliches Wett-
bewerbsverbot oder Zeugnis etc. ebenso wie für 
die Problematik, ob die Regelungen einer AGB-
Kontrolle oder einer Anfechtung standhalten. 

Reufels fasst auch äußerst verständlich komplexe 
Rechtsprobleme zusammen, wie die Komplika-
tionen bei einer nicht ordnungsgemäßen oder 
fehlenden Massenentlassungsanzeige nach §§ 17, 
18 KSchG. Das Handbuch zeigt hier anhand der 
EuGH- und BAG-Rechtsprechung die rechtlichen 
Schwierigkeiten auf und gibt konkrete und prag-
matische Handlungsempfehlungen, z. B. den Vor-
schlag eines gesonderten Vertrags mit Verzicht 
auf Geltendmachung der Unwirksamkeit bei 
gleichzeitiger Kompensation durch den Arbeit-
geber, um keine unangemessene Benachteiligung 
nach AGB-Recht (§ 307 Abs. 1 Satz 1 BGB) zu er-
zeugen, oder den Hinweis, in Zweifelsfällen beim 
Arbeitnehmer parallel zum Auflösungsvertrag 
eine Eigenkündigung zu bewirken. Das Stichwort 
AGB-Recht führt zum nächsten Pluspunkt des 
Handbuchs, da die Problematik der §§ 305 ff. BGB 
in Bezug zum Aufhebungsvertrag mustergültig 
dargestellt wird.

Insgesamt beantwortet das Handbuch die Fra-
gen, die in der Praxis regelmäßig entstehen, wenn 
es um die außergerichtliche Beendigung von Ar-
beitsverhältnissen geht: Was soll im Aufhebungs-
vertrag auf welche Art und Weise geregelt wer-
den? Haben die Regelungen Bestand? Welche 
sozialversicherungsrechtlichen und steuerrecht-
lichen Probleme können entstehen und wie kön-
nen diese gelöst werden? 

Die Antworten von Reufels sind wissenschaft-
lich fundiert und gleichzeitig ohne Abstriche pra-
xistauglich, sei es für Einsteiger oder bereits er-
fahrene Arbeitsrechtler; sie liefern dem Arbeit-
nehmer- wie Arbeitgeberanwalt sowie den Füh-
rungskräften und Personalverantwortlichen un-
eingeschränkt brauchbare und zuverlässige 
Argumente. 

Fazit: Reufels Publikation ist eine Bereicherung 
der arbeitsrechtlichen Literatur zur einvernehm-
lichen Beendigung von Arbeitsverhältnissen und 
uneingeschränkt zu empfehlen. Das Handbuch 
bietet eine Sammlung durchdachter, kreativer 
und ausgezeichneter Rezepte zum Aufhebungs-
vertrag mit allen dafür notwendigen Zutaten und 
Zubereitungstipps. Wäre Reufels ein Koch, müsste 
man ihm mehrere Sterne verleihen. 

Jochen Link, Rechtsanwalt und  
Fachanwalt für Arbeitsrecht sowie Mediator,  

Villingen-Schwenningen

Unser Crashkurs liefert eine  
komprimierte und verständ-
liche Darstellung der  
BIM-Methodik und ihrer  
Auswirkungen. Sie können  
über den Chat Fragen  
stellen, die am Ende der  
Veranstaltung von unserer  
national und international 
erfahrenen BIM-Expertin live 
beantwortet werden.

Online- 
Seminar
24.9.2020 
 14.00 – 17.15 Uhr
inkl. 15-minütiger Pause

BIM-Crashkurs 
für Planer & Entscheider 
Digitalisieren Sie Ihre Prozesse 
der  Planung, des Bauens und 
des Betreibens von Immobilien. 

rer Auswirkungen.

Weitere Informationen 
und Anmeldung: 

www.build-ing.de/ 
termine/detail/ 
bim-crashkurs 

Referentin 
Sarah Merz
Head of Academy
EDUBIM GmbH

In Kooperation mit
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Kurz gefragt
Berufliche Weiterbildung  
in Zeiten von Corona 
Das digitale Lernen rückt immer mehr in den Fo-
kus. Hierbei stellen sich Fragen zur Umsetzung 
und Sicherheit. Gisela Strauß, Leitung Didaktik 
Business Assurance, TÜV SÜD Akademie GmbH, 
stand uns Rede und Antwort zum Thema Zukunft 
der Bildung in den Unternehmen und hat uns 
beispielhaft erläutert, wohin die Reise geht und 
mit welchen Schwierigkeiten dies derzeit verbun-
den ist. 

Wie verändert sich die Weiterbildung  
in Zeiten von Corona? 
Die Weiterbildung hat sich seit März 2020 stark 
verändert. Sehr viel hat sich ins Netz verlagert. 
Anfangs, im Lockdown, durften ja keinerlei Prä-
senzveranstaltungen mehr stattfinden. 
Für uns als Anbieter von überwiegend Präsenz-
training war das natürlich eine große Umstel-
lung. Wir richten uns mit unserem Programm an 
Firmenkunden und bedienen den B2B-Bereich. 
Generell hatten wir bereits die Strategie, unser 
Programm stärker mit digitalen Angeboten zu 
erweitern. Inzwischen sind wir in der Online-Um-
setzung wesentlich schneller geworden: Wir ha-
ben einen Großteil der Kurse in virtuelle Klassen-
zimmer verlegt. Zum Glück hatten wir bereits 
umfangreiche Erfahrungen mit E-Learnings und 
Wissens-Apps, die schon zuvor Teil des digita-
len Angebotportfolios waren. 

Was bedeutet „Lernen im virtuellen 
Klassenzimmer“?
Lernen im virtuellen Klassenzimmer bedeutet, 
dass die Kurse live abgehalten werden – nur eben 
online. Außer, dass die Teilnehmer zu Hause oder 
in ihrem Büro sitzen, bleibt für sie fast alles beim 
Alten: Inhalte und Dauer des Trainings unter-
scheiden sich nicht von einer Präsenzveranstal-
tung. Auch der Austausch mit anderen Teilneh-
mern ist möglich – meist können sie ihre Fragen 
sogar live stellen. Mithilfe eines Web-Konferenz-
Tools sind Interaktionen – je nach Seminar – über 
Audio, Video, Präsentationen, Chat oder geteilte 
Bildschirme möglich. 

Mittlerweile reichern wir die Trainings aus dem 
virtuellen Klassenzimmer auch mit asynchronen 
Lerneinheiten an, die Teilnehmer können sie je-
derzeit allein für sich durcharbeiten. Außerdem 
gibt es zunehmend Gruppenarbeiten auch on-
line, damit das Lernen für die Teilnehmer noch 
attraktiver wird. 

Die Teilnehmerunterlagen stellen wir übrigens 
für alle Kurse digital zur Verfügung. Soweit es 
die Regularien erlauben, können sogar die Prü-
fungen online abgehalten werden – in allen an-
deren Fällen werden diese später in Präsenz nach-
geholt.  

Es ist eine echte Herausforderung, die Seminar
inhalte auch online Lerner-zentriert und interak-
tiv zu vermitteln. Die meisten Trainer waren sehr 
engagiert und haben schnell und flexibel reagiert: 
Sie haben sich in die entsprechenden Collabora-
tion-Tools eingearbeitet und die Trainings, die 
wir normalerweise in Präsenz abhalten, mit in-
teressanten und abwechslungsreichen Methoden 
in den virtuellen Raum verlegt. 

Wo liegen die Grenzen des digitalen 
Lernens?
Praxisbetonte Trainings, in denen viel geprüft 
und ausprobiert wird, sind derzeit natürlich stark 
beeinträchtigt. Denn nicht jede Übung ist online 
darstellbar und auch virtuelle Trainings mit VR-
Brille sind derzeit aus hygienischen Gründen nicht 
möglich – stattdessen werden die virtuellen Er-
fahrungen als 360°-Szenario in die Seminare ein-
gebunden. Manche Kurse, die einen praktischen 
Anteil haben, wie eine wiederkehrende Unter-
weisung zum Anlegen der Persönlichen Schutz-
ausrüstung gegen Absturz, werden natürlich nie 
komplett online durchführbar sein. Teilweise gibt 
es auch gesetzliche Vorschriften, die für spezielle 
Themen Präsenzseminare fordern. Diese finden 
inzwischen auch erfreulicherweise wieder vor 
Ort statt. 
Ansonsten bieten wir die Online-Angebote aber 
auch in Zukunft an, denn wir arbeiten daran, di-
gital genauso professionell aufgestellt zu sein 
wie in den Präsenztrainings. Auch die Nachfrage 
nach Online-Weiterbildung bleibt derzeit beste-
hen – weil viele Kunden und Teilnehmer wäh-
rend der Corona-Beschränkungen gemerkt ha-
ben, dass das virtuelle Training besser machbar 
ist, als sie zuvor dachten.

Welche Trends gibt es? 
Welche Kurse ankommen, ist nach wie vor vom 
Thema abhängig, nicht davon, ob die Weiterbil-
dung digital oder in Präsenz stattfindet. Einen 
spürbaren Anstieg in der Nachfrage verzeichnen 
wir bei unserer Ausbildung zum „Zertifizierten 
Live-Online Trainer“. Diese richtet sich an alle 
Trainer, die in der Erwachsenenbildung tätig sind 
und momentan keine Präsenzveranstaltungen 
abhalten können. Hier haben wir auch eigene 
Videos für Trainer entwickelt, damit sie die He-
rausforderungen des virtuellen Lehrens besser 
bewältigen können. 

Unsere Lehr- und Weiterbildungskurse in der IT-
Sicherheit rund um das Thema Datenschutz sind 
in Zeiten von Homeoffice natürlich ebenfalls sehr 
stark nachgefragt. Datenschutz und IT-Sicher-
heit können am heimischen PC oftmals nicht im 
selben Umfang gewährt werden, wie das in Un-
ternehmen der Fall und gesetzlich vorgeschrieben 
ist. Alle regulatorischen Trainings und rollen
spezifischen Ausbildungen sind – trotz aller Ein-
schränkungen durch die Pandemie – auch der-
zeit gut belegt.
Generell bekommen wir zu unseren Online-Kur-
sen viel positive Rückmeldungen. Bislang bieten 
wir über 400 verschiedene Seminare aus unter-
schiedlichsten Fachbereichen an – pro Woche 
finden etwa 50 Trainings im virtuellen Klassen-
raum statt. Zudem offerieren wir verstärkt auch 
Online-Trainings an, die unabhängig von Ort und 
Zeit absolviert werden können.

Was sind die Vorteile der digitalen 
Lösungen?
Unter Pandemie-Aspekten sind zunächst einmal 
alle Gefahren, die mit Mobilität zu tun haben, 
geringer, da die Teilnehmer nicht reisen müssen. 
Für Arbeitgeber, die in diesem Jahr häufig mit 
gesunkenen Einnahmen kämpfen müssen, ist der 
Kostenfaktor ebenfalls wichtig. Der Trend geht 
bei Unternehmen sowieso schon dazu, Reise
kosten zu sparen und die Mitarbeiter vermehrt 
online zu schulen. Auch die Abwesenheit der 
Mitarbeiter vom Arbeitsplatz entfällt. 

Virtuelle Angebote sind natürlich ortsunabhän-
gig nutzbar, sogar internationale Kurse können 
online problemlos besucht werden. Auch online 
besteht die Austauschmöglichkeit zwischen Trai-
nern und Teilnehmern bzw. zwischen den Teil-
nehmern untereinander, bspw. bei Gruppen
arbeiten. 
Asynchrone, jederzeit abrufbare Seminare haben 
zudem den Vorteil, dass man lernen kann, wann 
und wo man möchte, und dabei im eigenen Lern-
tempo vorgehen kann. 
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Veranstaltungen
Expertenkreis Arbeitsrecht 
und Praxis
Zum 26. Mal findet vom 30. bis 31.10.2020 die 
Fachtagung des VSB für Fachanwälte und Prak­
tiker aus den Unternehmen statt. Der Experten­
kreis Arbeitsrecht und Praxis beginnt in diesem 
Jahr mit einem umfassenden Modul zum euro­
päischen Arbeitsrecht, das mittlerweile erheb­
lichen Einfluss auf die Rechtsgestaltung und 
-anwendung in Deutschland hat. 
Traditionell beginnt das zweite Modul mit aktu­
ellen Fragen zum Kündigungsschutzrecht. Es folgt 
ein Überblick über die komplexe Rechtsprechung 
des BAG zum Arbeitszeitrecht. Der erste Tag 
endet mit einer Übersicht über wichtige Entschei­
dungen aus drei Instanzen arbeitsgerichtlicher 
Rechtsprechung. 
Seit 2006 ist das AGG in Kraft und ein Dauer­
thema in Rechtsprechung und Schrifttum. Ver­
stöße können für die Unternehmen zu erheblichen 
Kosten führen. Die Teilnehmer werden hierzu am 
zweiten Tag auf den neuesten Stand gebracht. 
Eine Darstellung der aktuellen Rechtsprechung 
zu Fragen des Mindestlohns schließt die Veran­
staltung ab. 

•	 Themen: Modul I (4 Zeitstunden) 
Prof. Dr. Franz-Josef Rose, Verband der Metall- 
und Elektro-Unternehmen Hessen e. V., Frank­
furt: Europäisches Arbeitsrecht – Grundlagen und 
aktuelle Entwicklung 
•	 Themen: Modul II (11 Zeitstunden) 
Stephanie Rachor, Stellvertretende Vorsitzende 
des 2. Senats des BAG, Erfurt: Aktuelles Kündi­
gungsschutzrecht 
Prof. Dr. Wolfgang Kleinebrink, Geschäftsführer 
Vereinigung Bergischer Unternehmerverbände 
e. V., Wuppertal: Arbeitszeit – Die aktuelle Recht­
sprechung des Bundesarbeitsgerichts 
Rechtsanwalt Prof. Dr. Michael Worzalla, Ge­
schäftsführendes Vorstandsmitglied Arbeit­
geberverband der Deutschen Immobilienwirt­
schaft e. V., Düsseldorf: Aktuelle Rechtsprechung 
aus drei Instanzen 
Rechtsanwalt Prof. Dr. Michael Fuhlrott, Fuhlrott 
Hiéramente & von der Meden Partnerschaft von 
Rechtsanwälten mbB, Hamburg: Allgemeines 
Gleichbehandlungsgesetz – Eine Bestandsauf­
nahme 
Rechtsanwältin Helena Wolff, Referentin Abtei­
lung Arbeits- und Tarifrecht, Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände, Berlin: Die 
Rechtsprechung zum Mindestlohngesetz 
Durch die Tagung, die sich dank eines überschau­
baren Teilnehmerkreises von den sonst bekann­
ten Massenveranstaltungen abhebt, führt Rechts­
anwalt Prof. Dr. Michael Worzalla. 

Die Teilnehmer haben die Möglichkeit, bei einem 
gemeinsamen Abendessen die Themen mit ein­
zelnen Referenten zu vertiefen. 

Tagungsgebühr Modul 1/Modul 2: 
167 Euro/555 Euro inkl. Tagungsunterlagen, Ta­
gungsgetränke und Pausenverpflegung.
Termin und Veranstaltungsort: Modul 1 – Freitag, 
30.10.2020, 8:00 bis 12:15 Uhr; Modul 2 – Freitag, 
30.10.2020, 12:40 bis 19:15 Uhr und Samstag, 
31.10.2020, 08:30 bis 14:15 Uhr in der Plansecur-
Akademie, Druseltalstraße 150, 34131 Kassel. 
Kostenloses Parken in der Tiefgarage des Ta­
gungshauses möglich.

Zukunft Personal Europe 
Virtual
Die Zukunft Personal Europe in Köln ist das füh­
rende ExpoEvent rund um die Welt der Arbeit. 
Als Impulsgeber vernetzt die europäische Leit­
messe Menschen und Märkte in den Themen­
bereichen HR-Management, Digitalisierung und 
Leadership. In diesem Jahr feiert die Leitmesse 
erstmalig eine virtuelle HR-Week.
Fünf Tage lang stehen innovative Produktlösun­
gen, Vorträge auf Kongressniveau und Networ­
king mit der Community im Mittelpunkt: Ent­
scheider, HR-Verantwortliche und Gestalter der 
Arbeitswelt verschaffen sich auf der Zukunft Per­
sonal Europe Virtual den entscheidenden Markt­
überblick und tauschen sich über die Trends von 
heute und morgen aus.

Die Zukunft Personal (ZP) Europe Virtual findet 
vom 12. bis 16.10.2020 statt und ist Teil der Ver­
anstaltungsreihe Zukunft Personal, Europas füh­
renden Expos, Events & Conferences für die Welt 
der Arbeit.
Auch die ZP Europe Virtual verspricht die ge­
wohnt hohe Programmqualität. In insgesamt fünf 
interaktiven Messehallen bietet die HR-Week The­
mentage zu den Highlight Topics „Recruiting & 
Attraction“, „Operations & Services“, „Learning & 
Training“, „Corporate Health“ und „Future of 
Work“ und macht somit alle Facetten der Em­
ployee Experience auch virtuell erlebbar. 
Elementare Bestandteile des Events bilden hoch­
karätige Vorträge renommierter Speaker, Net­
working und Matchmaking-Formate. Der „Fu­
ture of Work“-Tag wird mit einer Avatar-basier­
ten interaktiven Lern- und Arbeitswelt in 3D kon­
zipiert sein. Die ZP Europe Virtual wirft zudem 
einen Blick über den nationalen Tellerrand: Ob 
spannende Einblicke von Prof. Dr. Heike Bruch 
vom Institut für Führung und Personal Manage­
ment der Universität St. Gallen oder frische Im­

pulse von Gianpierro Petriglieri, einem der füh­
renden Experten weltweit für Leadership und 
Learning am Arbeitsplatz – das Thema Leader­
ship im digitalen Zeitalter wird auch auf der ZP 
Europe Virtual diskutiert.
Unterschiedlichste Formate liefern weitere Pro­
gramm-Highlights, denn neben dem vielfältigen 
Vortragsangebot stehen auch interaktive Work­
shops, Diskussionen und Best Practices auf der 
Agenda der virtuellen Messe. 

Die Teilnehmenden der #ZPE20Virtual können 
wie auch auf der physischen Messe von Exper­
ten und erprobten Praxisstrategien profitieren 
und aus den Erfahrungen zukunftsweisender Un­
ternehmen lernen: In Zusammenarbeit mit dem 
Forschungs- und Beratungsinstitut Great Place 
to Work präsentiert die HR-Week der Zukunft 
Personal über mehrere Tage hinweg ausgewählte 
Best Practices von Siegerunternehmen wie der 
Gambit GmbH, Red Hat GmbH oder Netcologne.
Ob analog oder digital – die neuesten Entwick­
lungen der Arbeitswelt liefern jede Menge Dis­
kussionsmaterial. Aufgegriffen werden diese bei­
spielsweise im Panel des Global Peter Drucker 
Forums am zweiten Tag der ZP Europe Virtual 
unter dem Vorsitz von Isabella Mader, Executive 
Advisor des Global Peter Drucker Forums und 
Vorständin des Excellence Institutes. Ebenfalls 
am 13. Oktober findet ein virtueller Round Table 
der ZIP-Initiative statt. 
Einblicke in aktuelle HR-Trends liefert zudem Prof. 
Dr. Karlheinz Schwuchow, Professor für Interna­
tionales Management und Leiter des CIMS Cen­
ter for International Management Studies an der 
Hochschule Bremen. 2019 wurde er vom unab­
hängigen Forschungsinstitut The Conference 
Board mit Sitz in New York zum „Distinguished 
Principal Research Fellow Human Capital“ er­
nannt. 

Von der Online-Preisverleihung des HR Innova­
tion Awards und des Deutschen Personalwirt­
schaftspreises, über eine live aus Köln gestreamte 
HR Tech Night, bis hin zu tollen weiteren übertra­
genen Live-Sessions: Auch das Abendprogramm 
der virtuellen HR-Week sorgt für den optimalen 
Ausklang der Tage und rundet die virtuelle Messe­
erfahrung ab.

Weitere Informationen und kostenlose Registrie­
rung unter: www.zukunft-personal.com/europe
Sie möchten heute schon spannenden HR-Input? 
Besuchen Sie die Content- und Community-Platt­
form „ZP 365“: www.zukunft-personal.com
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Update Befristung
Die Befristung von Arbeitsverträgen ist ein probates Mittel, um Planungssicherheit  
zu erreichen. Das Arbeitsverhältnis endet nach Ablauf ganz automatisch,  
ohne dass auf den besonderen Status des Arbeitnehmers Rücksicht genommen werden 
muss. Der Beitrag gibt einen Überblick zu neuer Rechtsprechung und Entwicklungen  
rund um das TzBfG.

Vorenthalten von Sozialversicherungsbeiträgen
Durch eine neue Entscheidung des BGH zur Frage, wann Vorsatz i. S. d. subjektiven 
Tatbestands von § 266a StGB vorliegt, gibt es neue Verteidigungsmöglichkeiten.

Restrukturierung in der Krise
Was können Arbeitgeber derzeit tun, um Kosten zu senken?  
Wie sieht das Vorgehen bei betriebsbedingten Kündigungen, Kurzarbeit  
und Freiwilligenprogrammen als Alternative zu betriebsbedingten  
Kündigungen aus? Zudem werden die Vorteile des Einigungsstellen- 
verfahrens für Arbeitgeber unter rechtlichen sowie verhandlungstaktischen 

Gesichtspunkten beleuchtet.

© Kurhan/Fotolia.com, © Voyagerix/stock.adobe.com

Ich möchte AuA-Complete ab der nächsten Ausgabe von Arbeit  
und Arbeitsrecht für mindestens ein Jahr zum Vorteilspreis von nur  
€ 231,– zzgl. € 15,– Porto- und Versandkosten (Inland) regelmäßig 
beziehen. Ich erhalte 12 Ausgaben Arbeit und Arbeitsrecht im Jahr 
plus 1 gratis Online-Seminar. Im Bezug Inklusive sind AuA-Digital 
und das E-Paper für mobile Geräte und den PC. Der Bezug verlängert 
sich nur dann um ein weiteres Jahr, wenn ich ihn nicht bis  
sechs Wochen vor Ablauf des Kalenderjahres schriftlich kündige.

Ja, ich möchte zukünftig gratis per E-Mail über Branchen-News 
informiert werden.

Versand der Prämie nach Eingang des Rechnungsbetrages.

Firma 

Name, Vorname  

Branche Position 

Telefon Fax 

E-Mail 

Straße/Nr. 

PLZ Ort 

Datum Unterschrift BSC/20

Vertrauensgarantie: Diese Bestellung kann ich innerhalb von 14 Tagen schriftlich widerrufen. 
Die Frist ist durch die rechtzeitige Absendung gewahrt. Datenschutzhinweis: Bitte beachten Sie 
unsere Datenschutzerklärung unter www.huss-medien.de/datenschutz. Sie können diese 
Einwilligung jederzeit widerrufen. Durch den Widerruf wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund 
der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt. Sie können der Nutzung 
Ihrer Daten für Werbezwecke jederzeit widersprechen: adressen.vertrieb@hussmedien.de.

Einsenden an: AuA-Leserservice, 
HUSS-MEDIEN GmbH, 10400 Berlin
Fax: 030 42151-232 · E-Mail: aua.vertrieb@hussmedien.de

Ich möchte AuA-Complete regelmäßig lesen! 
Als Prämie erhalte ich ein hochwertiges Fachbuch.

Ihre Prämie:
Arbeiten 4.0 in der 
 Unternehmenspraxis 
In diesem Buch zeigen Praktiker 
auf, wie Unternehmen auf die im 
Umbruch befindlichen Arbeits­
situationen reagieren, und gehen 
dabei sowohl auf die arbeits­
rechtlichen Herausforderungen  
als auch auf erste, bereits in der 
Praxis umgesetzte Lösungs­
ansätze ein.




